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lieber Kapitalrenten -Besteuerung mit besonderer 
Encksicht auf Bayern. 

IL Artikel. Ueber die bayerische Kapitalrentensteuer. 



Von Regierungsrath Vocke. 



I. Historisches. 

Bis zum Jahre 1848 war die Geschichte der Kapitalrenten- 
steuer in Bayern mehr oder weniger mit jener der Einkommens- 
und der Personal-Steuern Hand in Hand gegangen, weshalb es 
erlaubt sein wird, auf die im Jahrg. 1864. S. 221 bis 246 dieser 
Zeitschrift enthaltene Darstellung x ) Bezug zu nehmen. Nach 
sporadischen Versuchen der früheren Zeit hatte das achtzehnte 
Jahrhundert eine zwar principiell allgemeine, aber thatsächlich 
höchst unvollständig durchgeführte Besteuerung der Zinsrenten zu 
Wege gebracht, auf welche in der ersten Hälfte des gegenwär- 
tigen Jahrhunderts die — abgesehen von der kurzen Episode der 
Kriegssteuer von 1813 — noch principloseren und ebenso erfolg- 
losen Rentensteuern folgten, welche in dem Familicnschutzgeld 
von 1808 und der Familiensteuer von 1814 enthalten waren. 

Doch blieben auch während der letzteren entwickelungslosen 
Periode Anregungen nicht aus, indem bei verschiedenen Land- 
tagen von Seite der Kammern der Wunsch nach ergiebiger Bei- 
ziehung der Kapitalrenten zur Besteuerung ausgesprochen wurde. 

1) Eine Steuerordmmg der Stadt München vom Jahr 1606, wornach 
Zinsrenten mit 8 schwarzen Pfennigen (37a°/<0, Hauszinse mit 5, Leibge- 
dinge mit 3, Gewerbsausstände mit 1 Pf. vom Gulden besteuert wurden, 
wurde dort, obwohl der Fall interessant ist, übergangen, weil nicht Iocale, 
sondern nur Landes-Steuern betrachtet werden sollten. 
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Die Regierung glaubte jedoch diesen Stimmen kein Gehör schenken 
zu sollen, und als im Jahr 1828 der Entwurf eines neuen Steuer- 
systems den Kammern vorgelegt wurde,, sollte durch ausdrückliche 
Steuerbefreiung die Kapitalrente auch der damals bestehenden — 
ohnedies nahezu illusorischen — in der Familiensteuer enthaltenen 
Herbeiziehung entledigt werden. 

Hiegegen erhob sich eine lebhafte Opposition, welche geltend 
machte, die vollständige Beiziehung des »Kapitals" sei eine For- 
derung der Gerechtigkeit gegenüber der Verfassung, welche eine 
gleiche Vertheilung der Steuerlast verspreche, gegenüber den 
Grund- und Gewerbsteuerpflichtigen, welche ihren Erwerb sauer 
verdienen müssen, während ihn der Kapitalist nur einzustreichen 
brauche, gegenüber den Handarbeitern, welche Steuer zahlen 
müssen, während der reiche Arbeitgeber frei davon sei, und 
gegenüber dem Betriebskapital, welches gleicher Art und doch 
besteuert sei. 

Die Verthcidigung des Entwurfs liess sich auf eine directe 
Widerlegung dieser Gründe wenig ein, bestritt aber um so aus- 
führlicher und nachdrücklicher die Ausführbarkeit und Zweck- 
mässigkeit einer Kapitalbesteuerung unter besonderer Betonung 
der Zeilverhältnisse. Eine Kapitalsteuer, hiess es, würde eine 
Doppelbesteuerung veranlassen, da die Grund- und Hausbesitzer 
wie die Gewerbtreibenden ihren vollen Ertrag ohne Abzug der 
Passivrenten versteuern müssen, und würde diese Folge um so 
mehr haben, als sie sicher vom Gläubiger auf den Schuldner 
würde gewälzt werden; sie sei eine Ungerechtigkeit gegen die 
Staatsgläubiger, welchen der volle Zins gebühre, und welche 
durch ihre Darleihen dem Staate die Erfüllung seiner Obliegen- 
heiten ohne Inanspruchnahme der Unterlhanen möglich gemacht, 
also ohnedies schon zu den Staatsbedürfnissen das Ihrige beige- 
tragen hätten. Die grossen Rentner, die Banker (!) könnten doch 
nur mit der Gewerbsteuer betroffen werden, da das Kapital für 
sie nur Handelswaare sei, die Steuer sei also doch nicht voll- 
kommen durchführbar und gleich. Letzteres insbesondere auch 
nicht wegen der Schwierigkeit der Ermittelung, in Folge deren 
entweder eine Masse von Unterschleifen und ein klägliches Er- 
gebniss oder ein gehässiges, inquisitorisches Verfahren nolhwendig 
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sei. Das eine wie das andere würde für die nationale Moralität 
verderblich und der sittliche Schaden viel grösser sein, als der 
finanzielle Vorlheil. Eine Besteuerung würde zuverlässig Kapital 
ins Ausland treiben zumai im damaligen Augenblicke, wo be- 
deutende Anlehen in Frankreich und England contrahirt wurden, 
der bayerische Staat würde hiedurch sowohl der Nation einen 
wirtschaftlichen , als auch sich selbst einen finanziellen Schaden 
bereiten, da die Curse fallen und die Kapitalisten sich durch eine 
Steigerung des Zinsfusses schadlos halten würden ; er würde sich 
überdies sogar in augenblickliche Verlegenheit bringen, da die 
Aufkündung der kündbaren Staatsschuld (es gab deren damals 
etwa 20 Millionen) nicht ausbleiben werde. 

Es wurde zwar auf der anderen Seite widersprochen, dass 
eine massige Steuer Kapital ins Ausland treiben oder sonst der 
Production entziehen, oder auch den Zinsfuss erhöhen werde, der 
von ganz anderen Dingen abhänge, als von der Willkühr der 
Kapilalisten; man rechnete in erster Linie auf das Pflichtgefühl 
der Kapitalisten, welche auf Handgelübde fatiren sollten, und in 
zweiter auf die anzudrohenden Strafen, allein die Vcrtheidigung 
der Steuerfreiheit von Seite der Regierungsvertreter halte doch 
zum mindesten den Erfolg, die Mehrzahl der Kammermitglieder 
über die Thunlichkeit und Rechtmässigkeit einer solchen Steuer 
in Zweifel zu setzen, zu deren Ueberwindung sie sich nicht fähig 
fühlten. Viele zogen sich daher von der Abstimmung zurück und 
in einer schwachbesuchtcn Sitzung erfolgte die Ablehnung des 
Besteuerungsantrags mit geringer Majorität. Aber auch die von 
der Regierung beantragte vollständige Steuerfreiheit wurde nicht 
angenommen, indem das ganze Erwerbsteuergesetz, in welchem 
sie ausgesprochen werden sollte, nicht zu Stande kam. Es blieb 
daher auch in Ansehung der Kapitalrenten bei der alten Familien- 
Steuer, bis das Jahr 1848 bei neuen Bedürfnissen und im Laufe 
der Zeit veränderten Anschauungen der neuen Steuer den Weg 
öffnete. 

Die Regierung erwartete in Folge des Grundlasten-Ablösungs- 
gesetzes einen Ausfall von 2 l /a Millionen an den Renten des 
Staats und von mehr als l*/4 Million durch die beabsichtigte, 
aber damals noch nicht zu Stande gekommene Aufhebung des 
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Lotto, während der Staatsaufwand im Wachsen war. Zur Deckung 
dieser Bedürfnisse und Entgänge hielt man es für gerecht, nicht 
die alten Steuern zu steigern, sondern das bisher noch unbe- 
steuerte Geldkapital anzuziehen. Die Schwierigkeit bei Ermittelung 
des Pflichtigen Gegenstands wurde nicht in Abrede gestellt, wohl 
aber, dass man sich hiedurch dürfe abschrecken lassen. 

Die Initiative ging also diesmal von der Regierung aus. Sie 
legte den Kammern einen Entwurf vor, nach welchem Darlehens- 
forderungen aller Art und Actien der „Kapitalsteuer" unterworfen 
werden sollten. Diese sollte drei Kreuzer vom Gulden der Rente 
(5°/o) betragen, aber vom Staat, von Wohlthätigkeits- Anstalten, 
Bankgeschäften, Sparkassen und von kleinen Vermögen unter 
500 Gulden nicht gefordert werden. So einfach der in nur 3 
Artikeln enthaltene materielle Theil des Entwurfes war, so über- 
traf ihn der formelle beinahe noch an Einfachheit und Kürze, 
denn in 9 Artikeln sollte bestimmt werden, dass das Verfahren 
auf der Fassion des Pflichtigen „auf Ehre und Gewissen" beruhen, 
dass diese bei der Gemeindebehörde abgegeben und von einem 
Ausschusse aus sechs bis zehn Gemeindegliedern unter Vorsitz 
des Gemeindevorstandes geprüft werden solle. Der Finanzbeamte 
sollte nur Staatsanwalt, der Ausspruch des Ausschusses inappellabel 
sein und Verschweigung von Kapitalien mit einer Strafe zum 
fünffachen Steuerbetrage belegt werden. 

Natürlich fehlte es nicht an Widerspruch in beiden Kammern. 
Die Opposition beschränkte sich aber wesentlich auf die Argu- 
mente, welche schon im Jahr 1828 waren vorgebracht worden — 
nur mit vertauschten Rollen und mit verschiedenen neuen, aber 
keineswegs immer glücklichen Illustrationen zu den alten Behaup- 
tungen. Die Vertheidigung von Seite der Regierung und ihrer 
Gesinnungsgenossen dagegen bot ebenfalls hauptsächlich die alten 
Gründe in neuer Form. Die Annahme erfolgte schliesslich in 
beiden Kammern mit bedeutenden Majoritäten ; jedoch nicht ohne 
namhafte Veränderungen des Entwurfs. 

Der Steuerfuss wurde auf zwei Kreuzer vom Gulden (S'/a'/o) 
herabgesetzt, es wurde gestattet, dass an dem Zinsrenten-Ertrage 
die etwa zu zahlenden Passivzinse in Abzug gebracht werden 
dürfen, die Steuerfreiheit wurde ausgedehnt auch auf die Unter- 
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richtsstiftungen, auf die Cultusstiftungen — insofern ihnen durch die 
Steuerentrichtung die vollständige Erfüllung ihrer Zwecke unmöglich 
gemacht würde — und auf Familien bei weniger als 1000 Gulden 
Kapitalvermögen. Viel beträchtlicher waren die Aenderungen in 
Ansehung des Verfahrens ; da sie aber im wesentlichen ganz die 
nämlichen waren wie bei dem gleichzeitig eingebrachten Einkommen- 
steuergesetz, so genügt es, auf die Darstellung im Jahrg. 1864. 
S. 252 ff. dieser Zeitschrift Bezug zu nehmen, wo von letzterem 
die Rede ist. Die Abweichungen bestehen lediglich darin, dass die 
Defraudationsstrafe auf den doppelten Steuerbetrag vermindert, die 
Zahl der Beisitzer der Prüfungscommission auf 3 bis 5 festgesetzt 
und — seltsamer Weise — gegen den Ausspruch dieser doch 
ziemlich wesentlich aus Beamten bestehenden Commission keine 
„Remonstration noch ein sonstiges Rechtsmittel" zulässig erklärt 
wurde. Die Kammer ging also hier in der Beschränkung der von 
der Regierung dem Volke zugedachten Selbstbesteuerung noch wei- 
ter, als bei der Einkommensteuer, wo die Berufung an ein ganz 
und gar aus Steuerpflichtigen bestehendes Schiedsgericht ') offen 
gelassen wurde. 

War das Ergebniss der Einkommensteuer von 1848 schlecht, 
so war das der Kapitalsteuer nicht besser, und zwar ganz aus 
den nämlichen Gründen 2 ). Der Ertrag war 498,434 Gulden, 
was einem Rentenbetrag von etwa 15 und einem besteuerten Kapital 
von ohngefähr 375 Millionen entsprechen würde. 

Die Regierung sah sich daher veranlasst, im Jahre 1850 
einen neuen Gesetzesentwurf vorzulegen. Er schloss sich in ma- 
terieller Hinsicht ganz an das Gesetz von 1848 an, nur dass die 
Bezeichnung jetzt Kapitalrenten Steuer heisst, und dass die Steuer- 
freiheit von Renten unter 20 fl. auf Personen beschränkt wurde, 
die unter 200 fl. an sonstigem Einkommen haben, wogegen 



1) Das Verfahren bei der Einkummensteuer gewann hiedurch einige 
Aehnlichkeit mit dem englischen, bei welchem die erste Steuerfestsetzung 
durch die geschäftskundigen Bediensteten der Steuercommissiou , also im 
Grunde doch durch ein behördliches Organ stattfindet, während der Com- 
mission (Ausschuss) neben dem Recht der Kevision die Entscheidung der 
Berufungen zusteht. 

2) Vgl. S. 254 a. a. 0. 
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Personen mit Renten unter 100 fl. mit halber Steuer begünstigt 
wurden. Was das Verfahren anlangt, so war dasselbe für die 
Kapitalrenten- und für die Einkommensteuer ganz das gleiche, 
weshalb es genügt, hier *) zu erwähnen , dass darin dem Aus- 
schusse unter Trennung der Competenzen die Stellung eines Ge- 
schworenen-Gerichts, somit die Entscheidung der Thatfragen zu- 
gewiesen wurde, während der Finanzbehörde die Subsumtion unter 
das Gesetz und die Berechnung der Steuer blieb. Demgeinäss 
wurde in jener Hinsicht die Berufung ausgeschlossen, in letzterer 
dagegen die Beschwerde an die vorgesetzte Stelle selbstverständ- 
lich zulässig. Ein entschiedener Fortschritt in der Entwickelung 
der im vorigen Gesetz noch unentfalteten und unklaren Organi- 
sation ist hier nicht zu verkennen. 

Die Aufnahme des Entwurfs in den Kammern, namentlich 
in der zweiten, war im ganzen günstig. Man war von der Recht- 
mässigkeit der Steuer überzeugt und es half nicht, dass eine 
staatswissenschaflliche Berühmtheit den Grundbesitzern in klarster 
und fasslichster Weise vortrug, sie selbst hätten eigentlich keine 
Grundsteuer zu bezahlen, da sie ihre Anwesen schon um deren 
Kapitalbelrag billiger erworben hätten, und es sei daher unbillig 
von ihnen, wenn sie die Besteuerung der Kapitalrenten forderten, 
mit deren bisher steuerfreien Besitzern sie doch in gleicher Lage 
seien. Die Grund-, Häuser- und Gewerbebesitzende Majorität der 
Kammer blieb bei der Ansicht, sie zahle ihre Grund-, Haus- und 
Gewerbesteuer selbst und der Kapitalist solle nur seine Rente auch 
versteuern *). 

Durch Modifikationen im Einzelnen wurde die Bezeichnung 
des steuerpflichtigen Gegenstandes ergänzt (Ewiggülten und Kauf- 
schillingskapitalien), und die Steuerfreiheit der schon im Ausland 
versteuerten Renten anerkannt. Die Angriffe gegen den Abzug 
der Passivzinse an den steuerpflichtigen Renten waren vergeblich, 
die Kammer blieb bei dieser Inconsequenz gegenüber dem übrigen 
Steuersystem stehen. 

Das neue Gesetz kam alsbald zum Vollzuge, allein der Er- 
folg war wieder nicht befriedigend ; der Ertrag stieg 1849/50 auf 

1) Vgl. S. 258 a. a. 0. 

2) Vgl, hinsichtlich dieser Ansicht den Art. L S. 51—53 dieses Jahrgangs. 
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501,247 fl. rohe Solleinnahme, also etwa um 3000 fl. Natürlich; 
die Vollzugsorgane hatten sich in das vorige Gesetz noch nicht 
eingelebt und sollten nun schon wieder ein neues vollziehen, das 
überdies fast eben so mager war und eben so wenig Handhaben 
bot, als jenes. Der Landtag von 1851/52 wiederhallte daher von 
Klagen über diese Enttäuschung und die Regierung konnte sich 
dem Andringen auf Erlassung eines neuen Gesetzes — es wurden 
von Kammermitgliedern Vorschläge desfalls gemacht, die manches 
Gute aber auch manches Abenteuerliche enthielten — kaum er- 
wehren, doch verhiess sie, das Mögliche in Ansehung des Voll- 
zugs zu thun. Dies geschah durch die Instruction vom Jahre 
1852 *), welche denn wirklich das Ergebniss hatte, den Ertrag 
auf 549,924 fl. brutto zu steigern. 

Dieses Resultat eines strafferen Vollzugs in Verbindung mit 
der Haltung der Kammer vom Jahr 1852, welche den volkstüm- 
lichen Elementen der Einsleuemingsbehörden wenig hold zu sein 
schien, mag die Regierung veranlasst haben, auf dieser Bahn 
weiter zu gehen; und als im Jahr 1856 wegen Aufhebung der 
Einkommensteuer die Erlassung eines neuen Gesetzes für die mit 
jener formell verbunden gewesene Kapitalrentensteuer nothwendig 
erachtet wurde, legte sie einen Gesetzesentwurf vor, welcher eine 
Entwickelung in bureaukralischer Richtung enthielt und das Ver- 
fahren wesentlich in die Hand der Finanzbehörden legen .sollte. 
Der bisher als Geschwornengremium urlheilende Ausschuss sollte 
in ein Collegium von kundigen Beisitzern ohne Stimmrecht ver- 
wandelt werden. 

Auch in materieller Hinsicht enthielt der Entwurf mancherlei 
Aenderungen: Die Bezeichnung des steuerpflichtigen Gegenstands 
wurde durch die Anführung der Bodenzinse 2 ) ergänzt; die Zu- 



1) Vgl. S. 274 a. a. 0. 

2) Das Grundentlastungsgesetz von 1848 hatte die alten Grundgefälle 
in der Art umgewandelt, dass es' alle Geld- und Natural-Lastcn nach dem 
achtzehnfachen Betrage der Jahresschuldigkeit ablösbar erklärte und den- 
jenigen Grundbesitzern, welche nicht sofort abläsen wollten, gestattete, das 
so berechnete Ablösungskapital zu 4°/o bis zur stets offenstehenden Ab- 
lösung zu verzinsen. Diese vierprozentigen Zinse, sowie die älteren Grund- 
zinse, für welche Ablösungskapitale vertragsmäßig schon bestanden, heissen 
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lässigkeit des Abzugs von Passivzinsen sollte in Conformität mit 
dem Charakter der Steuer als spezieller Ertragssteuer und mit 
den übrigen Steuern aufhören ; die Steuer sollte nicht nach einem 
Procente der Rente genau berechnet, sondern classen weise re- 
gulirt werden und progressiv von 1 bis 3°/o steigen; die Pfarr- 
pfründestiftungen, alle Renten unter 25 Gulden sollten als steuer- 
frei die früheren Ausnahmen vermehren und den Wittwen und 
Waisen mit Renten unter 200 Gulden bei sonstigem Einkommen 
unter 200 Gulden die halbe Steuer erlassen werden ; Subject der 
Steuer sollte die Familie (früher die Person), die Grundlage sollte 
der Ertrag des laufenden Jahrs, und Ausländer, welche einen 
Wohnsitz in Bayern haben, sollten an diesem Orte steuerpflichtig 
werden. 

Der Entwurf wurde dem Ausschusse von der Kammer zu- 
gewiesen und dieser zeigte sich mit dem materiellen Theile ziem- 
lich, mit dem formellen aber wenig einverstanden. Im Wege der 
Vereinbarung mit dem Vertreter der Regierung wurde das Princip 
des vorigen Gesetzes wieder zur Geltung gebracht und der Aus- 
schuss wieder in seine Stellung als Geschwornengericht ein- 
gesetzt. 

Als aber der Entwurf in der Kammer der Abgeordneten zur 
Berathung kam, begnügte sich diese keineswegs mit den Modifi- 
cationen des Ausschusses, sondern fügte denselben noch mehrere 
andere hinzu. 

Der erste Angriff richtete sich gegen die Nichtberücksich- 
tigung der Passivzinse. Die Gründe, welche hiegegen vorgebracht 
wurden, berühren aber keineswegs den Kern der Frage. Statt 
principieller Gründe wurden nur lebhafte Schilderungen der Härten, 
welche möglicher Weise in einzelnen ihrer Natur nach nur aus- 
nahmsweise und selten vorkommenden Fällen vorkommen könnten, 
ins Feld geführt, und die Kammer Hess sich dadurch bereden, 
dem Entwürfe in dieser Richtung ihre Zustimmung zu versagen. 

Ein weiterer noch lebhafterer Kampf erhob sich gegen die 
Steuerfreiheit der Pfarrstiftungen , welche schon der Ausschuss 
auf Stellen von weniger als 1000 Gulden Jahreseinkommen hatte 

katexochen „Bodeniinse". Die Grundgefälle hatten früher Dominical- (Ge- 
fäll-) Steuer gegeben, von welcher die Bodenzinse freigelassen wurden. 
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beschränken wollen. Trotz energischen Widerstands von Seite 
der geistlichen Abgeordneten hielt die Kammer diesmal an dem 
Principe der Ertragssteuer fest und die Renten der Pfarrpfründen 
wurden für steuerpflichtig erklärt, jedoch nicht ohne dass der 
Abzug der auf denselben haftenden Lasten und Verbindlichkeiten 
gestattet worden wäre. 

In Ansehung des Verfahrens trat die Kammer dem Antrage 
ihres Ausschusses bei und es wurde daher die frühere Competenz 
des Steuer-Ausschusses wie der Finanzbehörde — jedes innerhalb 
seiner natürlichen Sphäre — aufrecht erhalten, bis die Frage von 
der Berufung gegen den Ausspruch des Ausschusses zur Be- 
sprechung kam. Da plötzlich wurde auf einen neuen Antrag 
wieder ein anderes Princip in das Gesetz hineingeschoben, indem 
nicht nur eine Berufung zulässig erklärt, sondern auch die Com- 
petenz des Appellationsausschusses über die Grenzen jener des 
Steuerausschusses hinaus bis zur Berechnung der Steuergrösse 
erweitert wurde. Als Berufungsinstanz hat hienach der erste 
Ausschuss, verstärkt durch vier weitere Mitglieder, zu entscheiden 
und es wurde so das Schiedsgericht des Einkommensteuergesetzes 
von 1848, das doch auf ganz anderer Grundlage ruhte, in das 
neue herübergenommen. 

Das finanzielle Ergebniss der neuen Steuer war nicht un- 
günstig, wenn man erwägt, dass die allermeisten Steuern den 
Classen angehören, welche unter dem Normalsteuerfuss von 3°/o 
stehen, und dass dieser selbst um ein Zehntel niedriger ist, als 
jener von 1850. Es rührt dies unstreitig von der allmählichen 
Gewöhnung an die Steuer und von der zunehmenden Sicherheit 
und Gewandtheit der Behörden und Ausschüsse. Der Ertrag war 
1855/56 520,008 Gulden und stieg 1858/59 auf 558,596 Gulden, 
1862/63 auf 613,308 und 1864/65 auf 654,888 Gulden; letztere 
Summe entspricht bei einem durchschnittlichen Steuerfuss von 
2°/o einer Rente von 32,744,000 Gulden, und diese bei 4°/o Zins 
einem Kapital von 818,600,000 Gulden. 



Ausser Bayern waren es vorzugsweise die beiden anderen 
Länder der südwestdeutschen Gruppe, in welchen die Kapital- 

Zeltschr. £ Staats w. 1868. II. Heft. 19 
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rentensteuer früher als anderwärts zur Erscheinung und zu einer 
gewissen Entwickelung kam. In Württemberg wurde durch 
eine Verordnung vom Jahr 1810 von verzinslichem Kapitalver- 
mögen eine Steuer von V* /» des Kapitals ohne Rücksicht auf 
die Höhe des Zinsfusses und auf etwaige Schulden gefordert. 
Nach einer vorübergehenden allgemeinen Vermögenssteuer folgte 
im Jahr 1821 in Verbindung mit einer Besteuerung von Besoldungs- 
und andern Bezügen ein. neues Kapitalsteuergesetz, wornach 1 ls°jo 
des Stammes den Steuerfuss bildete; dieser unterlag im Laufe 
der Zeiten verschiedenen Veränderungen; er wurde 1836 auf 
Vio'/o herabgesetzt und 1849 wieder auf 1 li°lo erhöht. Die Er- 
fahrungen waren hier ziemlich die gleichen, wie in Bayern ; denn 
bei nicht weit gehenden Steuerfreiheiten (Sparkassen , unzuläng- 
liche Stiftungen, geringbemittelte Wittwen und Waisen) betrug 
das steuerpflichtige Vermögen anfänglich nur 120 Millionen, stieg 
aber 1843 auf 191 und 1849 bereits auf 235 Millionen oder 
134 3 /* Gulden auf den Kopf, während es in Bayern im J. 1849 
etwa 82 3 /* Gulden betrug, aber binnen 14 Jahren 1 ) auf nahezu 
160 fl. gestiegen ist. 

Die letzte Stufe der Entwickelung ist das Gesetz vom Jahre 
1852, welches wir in der folgenden Darstellung näher betrachten 
werden. 

Ganz ähnlich war der Hergang auch in Baden 2 ). Der 
Anfang wurde auch hier in der Kriegszeit gemacht, indem im 
Jahr 1815 eine ausserordentliche Besteuerung der Kapitalrenten 
mit 5°/o ausgeschrieben wurde. Wegen Eintritts des Friedens 
konnte man sie aber nach halbjähriger Erhebung schon wieder 
fallen lassen. Als jedoch im Jahr 1819 die Stände zum ersten 
Mal wieder zusammentraten, säumten sie auch dort nicht, die 
Einführung einer solchen Steuer anzuregen, ohne dass es indessen 
damals oder bei der zweiten Anregung im darauf folgenden Jahre 
gelungen wäre, die Kammer zu einem Beschlüsse zu ihren Gunsten 
zu bewegen. Bei den später in dieser Richtung folgenden An- 

1) Freilich war die Zeit nach 1849 der Kapital -Entwickelung viel 
günstiger, als jene zuvor. 

2) Nähere» hierüber im Jahrg. 1846. S. 292 dieser Zeitichr. von Helferich. 
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trägen gelang es der Regierung und ihrer Partei immer wieder, 
sie abzuwehren, bis endlich 1843 der Antrag eine kleine Majorität 
in der zweiten Kammer errang ; doch kam der Plan in der ersten 
wieder zu Fall. Erst die Finanznoth des Jahres 1848 veranlasste 
die Regierung, mit dem Entwürfe zu einem Kapitalsteuergesetz 
hervorzutreten, welches denn auch alsbald angenommen wurde. 
Auch hier war das erste Gesetz im Drange der Verhältnisse ein 
Werk der Eile geworden und wurde daher im Jahr 1850 durch 
ein neues, entschieden verbessertes ersetzt, welchem im Jahr 
1860 ein weiteres ausführlicheres und noch sorgfältiger ausge- 
arbeitetes folgte. Der Ertrag der ersten Steuer mit 225,000 fl. 
lässt bei einem Steuerfuss zu 6 Kreuzern von 100 Gulden Kapital 
auf ein steuerbares Vermögen von 225 Millionen schliessen, also 
nahezu 166 Gulden auf den Kopf; ein sehr günstiges Ergebniss, 
das aber durch Härten erkauft gewesen zu sein scheint; denn 
im folgenden Jahre sank die Summe unter dem neuen Gesetze 
auf 192 Millionen oder 141 Gulden per Kopf 1 )» 

Ausserdem findet sich eine Besteuerung des Geldkapitals im 
Königreiche Sachsen, wo sie aber bis zum Jahre 1850 keine 
allgemeine, sondern nur eine Classensteuer der von ihren Renten 
lebenden Kapitalisten war, sodann im Grossherzogthum Weimar, 
wo dieselbe in Verbindung mit einer speciellen Einkommensteuer 
(Ertragssteuersystem) steht. Die Kapitalrentenbesteuerungen in 
England und Oesterreich können hier keine Berücksichtigung finden, 
da sie als indirecte keine Vergleichung mit der directen bayeri- 
schen zulassen. 



II. Die gegenwärtige Gesetzgebung und deren Beurtheilung. 

1) Gegenstand der Steuerpflicht. 
Als Object der „Kapitalsteuer" bezeichnet das bayerische 
Gesetz von 1848: „Alles rentirende bewegliche Vermögen, wel- 
ches unter dem Namen von verzinslichen Darlehen, Schuldbriefen, 

1) Da« Steuerkapital sank auch noch nach 1850 bis (1852) auf 183 Mill., 
stieg dann aber jährlich bis auf 206,596,880 Gulden (1859), was 154 fl. 
per Kopf ergiebt; Tgl. Regenauer, der Staatshaushalt des Grossherzogthums 
Baden S. 436, 

19* 
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„Staatsobligationen, Aktien u. dgl. begriffen zu werden pflegt." 
Es geht jedoch sofort aus dem zweiten Artikel hervor, dass eigent- 
lich nicht das Kapital, sondern nur die Rente den Gegenstand 
der Besteuerung bildet ; denn sie bemisst sich lediglich nach dem 
„jährlichen Ertrage.* 

Was das Wort „bewegliche" sagen soll, ist schwer anzu- 
geben. Dass Hypotheken und andere an unbeweglichen Sachen 
haftende Forderungsrechte damit ausgeschlossen sein sollen, daran 
hat noch nie jemand gedacht; wohl aber hat dieser Ausdruck in 
späteren Jahren, zwar nicht in der Praxis aber in den Kammer- 
verhandlungen vielfach die Deutung erfahren, als wäre damit ver- 
äusserliches Vermögen, insbesondere im Gegensatz zu jenem der 
Stiftungen gemeint; allein offenbar mit Unrecht, denn veräusser- 
lich Und beweglich sind so verschiedene Begriffe, dass unmöglich 
das eine für das andere genommen werden kann. Es bleibt daher 
nichts übrig, als dieses Wort zu ignoriren, obwohl es auch in 
die späteren Gesetze übergegangen ist. 

Um aber jeden Zweifel zu beseitigen, dass man unter diesem 
beweglichen Vermögen nicht jene Forderungsarten zu verstehen 
habe, welche man den unbeweglichen Sachen beizuzählen pflegt, 
wurden im Jahr 1850 die Ewiggülten ')> Hypothek- und im Jahr 
1856 auch die Bodenzins - Kapitalien ausdrücklich erwähnt. Da- 
neben würde die Aufzählung, ohne das „und dergleichen" wegzu- 
lassen, durch den Zusatz von Staats- „oder anderen" Obligationen 
und von „Kaufschillings-Kapitalien" ergänzt. Will man also den 
Gegenstand der bayerischen Kapital- und seit 1856 Kapitalrenten- 
steuer kurz bezeichnen , so war und ist er : Alle periodisch 
fliessenden Renten aus zeitlich unbeschränkten Rechtsverhältnissen 
dinglicher und persönlicher Natur, soferne deren Kapitalwerlh in 
einer verträgsinässig festgesetzten Summe ausgesprochen ist. Aus- 
geschlossen sind dadurch insbesondere alle Zeitrenten und unver- 
zinslichen Forderungen. Erstere sind der (geringeren) Einkommen- 
steuer unterworfen ; letztere sind steuerfrei. Die Veränderung des 
Namens von Kapital- in Kapitalrentensteuer brachte keine Aenderung 



1) Eine alte namentlich in München vorkommende Art von Grundrenten, 
besonders von aberbauten Grundstücken. 
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in der Sache selbst hervor. In Wirklichkeit war unsere Steuer 
von Anfang an eine Ertrags-, nicht eine Vermögenssteuer. 

Vergleicht man hiemit den Inhalt anderer Gesetze, so findet 
man alsbald, dass der Gegenstand der bayerischen Steuer der 
engstbegrenzte ist. In Württemberg, Baden, Sachsen 
(Königreich) und Weimar sind überall die Leib- und anderen 
Zeitrenten, Leibgedinge, in Württemberg ausdrücklich auch Apa- 
nagen, Ordenspensionen, Probenden u. a. genannt, auch Dividenden 
(ausser in Baden) insoferne sie nicht von Gewerbsteuer getroffen 
sind, endlich in Württemberg und Baden auch die unverzinslichen 
Forderungen und Anlehenslaose. 

Die bayerische Steuer charakterisirt sich hienach als eine 
Zinsrentensteuer, während jene der übrigen genannten Staaten 
alle nicht durch eigene Thätigkeit erzeugten Benten umfassen. 
Aus dieser Umschreibung ihres Gebiets folgt nun schon, dass die 
bayerische Steuer, nachdem sie einmal die Aktien ausdrücklich 
In ihren Bereich zieht, doch jedenfalls nicht die über den eigent- 
lichen Zins hinausgehenden Erträgnisse derselben (Superdividenden) 
treffen kann, welche unstreitig nichts sind, als Unternehmergewinn, 
der bereits von der Gewerbsteuer getroffen ist. Fasst man aber 
die Sache genauer ins Auge, so zeigt sich , dass auch der Zins 
der Aktien bereits der Gewerbsteuer unterliegt, denn diese trifft 
den Gesammtertrag x ) der Gewerbe einschlüssig des industriellen 
Kapitals, und die Herbeiziehung der Aktien zur Kapitalrentensteuer 
enthält zweifellos eine doppelte Besteurung derselben. Aktien 
sind nicht Darlehen, sondern Antheile am Unternehmen selbst 2 ) 
(der Engländer nennt sie auch shares), an seinem stehenden und 
umlaufenden Gewerbskapital, an seinen Guthaben und Schulden, 
an seinem Gewinn und Verlust. Correcter sind daher die Steuern 
von Württemberg, Sachsen und Baden 8 ), wo die Aktienerträgnisse 
(Dividenden) der Bentensteuer nur insoferne unterliegen, als sie 
nicht von der Gewerbsteuer getroffen sind, und von Weimar, wo 
das gleiche zwar nicht ausdrücklich ausgesprochen, aber in der 



1) Vgl. Jahrg. 1861, S. 38, 42 u. a. 0. 

2) Gleiche .Anschauung bei Biersack, Ueber Besteuerung S. 17. 

3) Seit 1860; früher waren Aktien auch in Baden kapitalsteuer- 
pflichtig. 
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Natur der Sache begründet ist, da die dortige Gewerbsteuer als 
Glied des Einkommensteuersystems Aktienunternehmungen nicht 
wohl wird treuen können. 

Die Frage, ob man bei uns besser gethan hätte , die Zeit- 
renten u. dgl. den Zinsen gleich zu behandeln, fällt mit der wei- 
teren zusammen, ob zeitlich beschränktes Einkommen mit einem 
anderen Maasse gemessen werden soll, als unbeschränktes. Man 
hat diese Frage in Bayern bejahend, anderwärts verneinend ent- 
schieden. Die Gründe für eine verschiedene Behandlungsweise 
sind nicht haltbar 1 ) und die Gleichheit des Steuerfusses für alle 
Einkommensgattungen richtiger. 

Endlich stellt sich noch ein auffallender Unterschied dar 
zwischen der bayerischen Steuer, welcher die sächsische in dieser 
Hinsicht gleichsteht, und jenen in Württemberg und Baden, indem 
letztere auch unverzinsliche Forderungen und Anlehensloose be- 
steuern. Die Weimarische Steuer steht in der Mitte, indem sie 
zwar jene nicht aber diese trifft. Vor allem darf man hier nicht 
annehmen, es handle sich um eine Besteuerung unproductiven 
Vermögens , wie sie in England von einigen Verbesserern der 
Einkommensteuer vorgeschlagen wurde. Die Herbeiziehung dieser 
unverzinslichen Forderungen beruht vielmehr auf der Anschauung, 
dass dieselben in Wirklichkeit eben nicht unverzinslich seien, 
sondern dass der Zins theils in der angeblichen Kapitalsumme 
versteckt sei, wie bei Kaufschillingsfristen u. dgl., theils nur in 
ungewöhnlicher Weise wirklich bezahlt werde, wie bei den An- 
lehensloosen. 

So wichtig im Grundsatze und so ausführbar die Anziehung 
der in den Gewinnsten enthaltenen Zinse aus Lotterieanlehen bei 
der indirecten Besteuerung durch Steuerbeiträge ist, so gewichtige 
Bedenken stehen einer directen Steuer von den einzelnen Gläu- 
bigern oder Loosinhabern entgegen. Denn was die Gesammtheit 
der Gläubiger an Prämien jährlich bezieht, kann nicht für die 
Besteuerung des Einzelnen maassgebend sein. Der einzelne 
Gläubiger aber hat, bis sein Loos gezogen wird, in Wirklichkeit 

1) Vgl. Jahrg. 1865, S. 192 d. Zeitschr. und meine Geschichte der 
Steuern des britischen Reichs S. 562 mit S. 569, dann Ziff. III, 2 b. vom 
I. Artikel dieser Abhandlung, S. 68 dieses Jahrgangs. 
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keinen Ertrag oder Rente, und was er dann an grösseren oder 
kleineren Gewinnsten über das hinaus erhält, was als Kapitalersatz 
anzusehen ist, ist eigentlich mehr Vermögenszuwachs, wie etwa 
eine Erbschaft, als wirklicher Ertrag. 

In Ansehung der unverzinslichen Forderungen verhält sich 
die Sache ebenso; und wenn feststeht, dass nicht einmal ein 
Steuerbeitrag gefordert werden kann *), so darf von einer directen 
Besteuerung dessen, was weder Ertrag noch Einkommen, son- 
dern Vermögensmehrung ist, keine Rede sein. 

Dass in Baden die Kapitalgrösse als Grundlage der Steuer- 
berechnung gewählt ist, kann hieran nichts ändern; denn auch 
dort besteht in Wirklichkeit keine Vermögens- sondern eine Er- 
tragsbesteuerung. 

In Ansehung des Steuergegenstandes schreiben sämmtliche 
Gesetze ferner vor, dass kein Unterschied zu machen sei, ob die 
Renten vom Inland oder vom Ausland fliessen. Diese Anordnung 
ist dem Standpunkte des Ertragsteuersystems, wie es in den 
Ländern, deren Gesetze wir betrachten, herrscht, durchaus fremd. 
Sie gehört dem Prinzipe der Einkommensteuer an, deren Herein- 
ziehen an diesem Punkte aber, wie oben dargethan wurde 2 ), 
unbedenklich und unvermeidlich ist. — Ebenso ist der Standpunkt 
der Ertragssteuer in Bayern insoferne aufgegeben, als der Abzug 
der Passivzinsen gestattet ist, was bei keiner andern Ertragssteuer 
vorkommt. Consequent sind dagegen in dieser Richtung die 
Steuergesetze von Württemberg und Weimar (das sächsische 
schweigt hierüber), während jenes von Baden dem Princip wenig- 
stens früher die Concession machte, dass es den Abzug nur der 
auf Werthpapiere versicherten Faustpfandschulden, also nur der 
dem Steuerobject gleichartigen und mit demselben in rechtlicher 
Verbindung stehenden Passiva zuliess; seit 1860 dürfen aber auch 
andere Pfandschulden und privatrechtliche Lasten gekürzt werden. 
Die Gründe, welche die bayerische Kammer veranlassten, diesen 
Abzug zuzulassen, waren durchaus nicht principieller Natur, son- 
dern flössen aus vagen Billigkeitsrücksichten, über welchen die 



1) Vgl. S. 71 oben. 

2) Ziff. III. 3. des ersten Artikels; S. 74 oben. 
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Forderung der Gerechtigkeit, die Gleichheit gegenüber den anderen 
Steuerpflichtigen vergessen wurde. 

Besser begründet ist dagegen der Abzug der auf den Pfarr- 
stiftungsrenten haftenden Lasten, welcher, wie schon bemerkt, auch 
in Baden zugelassen ist. Es ist dies in Uebereinstiinmung mit 
dem übrigem Steuersystem, bei welchem insbesondere früher die 
Grundlasten *) an dem steuerpflichtigen Bodenertrag gekürzt wurden. 

Der maassgebende Zeitabschnitt für die Steuerpflicht war in 
Bayern nach den älteren Gesetzen das Vorjahr, dessen wirklicher 
Ertrag zur Besteuerung kommen sollte. Seit 1856 ist das lau- 
fende Jahr an die Stelle des Vorjahrs gesetzt, und mit Recht, 
denn der Pflichtige versteuert am leichtesten und am liebsten die 
Rente, die er gegenwärtig bezieht, und dadurch, dass die jährliche 
Steuerrectification erst gegen den Schluss des Jahres stattfindet, 
ist es jedem möglich, alle Aenderungen seiner Renten im Laufe 
des Jahres zur Geltung zu bringen. Aehnlich in den übrigen 
Ländern, nur dass in Württemberg und Baden ein bestimmter 
Tag im Jahre den Maassstab für die Grösse der steuerbaren 
Renten abgibt, was als willkührlich minder angemessen scheint, 
da der Zufall hiebei eine grosse Rolle spielen kann, und dass in 
Weimar für Renten, die im Ertrag wechseln, ein Durchschnitt 
vorgeschrieben ist Bei der Ausdehnung der dortigen Steuer ist 
dies zweckmässig; das bayerische Gesetz bedarf bei seinem enger 
begrenzten Gegenstand dessen nicht. 

Zur Ergänzung dieser positiven Umschreibung des Gegen- 
stands unserer Steuer ist auch die negative nöthig, nämlich ein 
Blick auf die Ausnahmsbestimmungen. Durch sorgfältige Aus- 
arbeitung zeichnet sich, wie überhaupt, so auch in dieser Hinsicht 
besonders das badische Gesetz aus, welches wie auch das würt- 
tembergische durch eine Reihe von Bestimmungen den etwaigen 
Doppelbesteuerungen vorzubeugen sucht. Beide Gesetze regeln 
daher namentlich die Steuerpflicht der Vereine, Gesellschaften und 
Anstalten, welche mit zusammengeschossenen Geldern arbeiten, 

1) Seit der Durchführung des Ablösungsgesetzes vom J. 1848 entrichtet 
der Grundbesitzer die volle Grundsteuer, indem man annimmt, dass er durch 
die Vortheile der Grundentlastung und die Aufhebung des Obereigenthums 
dafür reichlich entschädigt sei. 
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indem sie theils deren Einnahmen, theils deren Ausgaben (in 
den Händen der Empfänger) steuerfrei erklären. Das badische 
Gesetz unterscheidet hiebei auch zwischen solchen Anstalten, 
welche alljährliche Renten auszahlen und solchen, die den Zweck 
haben, Kapitale zu admassiren, wie Lebensversicherungsanstalten, 
welche letztere nicht befreit werden ; es erklärt auch die Erträg- 
nisse der Aktien für steuerfrei, soferne das Unternehmen mit 
Gewerbsteuer belegt ist, und die Betriebskapitalien der Bank- und 
ähnlicher Geschäfte unter gleicher Voraussetzung. Bei Renten, 
welche im Ausland versteuert werden, dagegen tritt in Baden 
keine Steuerfreiheit ein ; diese Steuern gelten mit Fug und Recht 
nur als Gewinnungskosten. Aehnlich, wie schon angedeutet, in 
Württemberg, wo auch die Zinsen der Mitglieder von Creditver- 
einen an diese Anstalten befreit sind. 

Minder rationell und verträglich mit dem Princip der spe- 
ciellen Ertragsbesteuerung erscheint uns die Befreiung der als 
Diensteseinkommen bezogenen Kapitalrenten in Württemberg und 
Baden. Es neigen sich hier die Gesetze der Ansicht zu, dass 
zeitlich beschränkte Einkommen geringer zu besteuern seien, als 
unbeschränkte. 

Anstatt jener ausführlichen Vorschriften zur Vermeidung 
doppelter Besteuerung enthält das bayerische Gesetz lediglich die 
Steuerfreiheit »von Anstallen und Gesellschaften, welche fremdes 
„Kapital in Erwerbsgeschäften verwalten, insoweit die hieraus 
„fliessende Rente an die Theilnehmer verabfolgt und daher von 
„diesen versteuert wird." Es ist klar, dass hiedurch zwar für 
eine Classe von Unternehmungen die doppelte Belegung mit der 
Rentensteuer abgeschnitten wird, keineswegs aber die doppelte 
Belastung mit Gewerbe- und Rentensteuer für alle Aktienunter- 
nehmungen, sowie für die Bankhäuser. Es scheint, dass man 
hier lediglich die Hypotheken- und Wechselbank, die einzige 
Aktienbank in Bayern, vor Augen hatte. Creditvereine , wie sie 
neuestens entstehen, werden die nämliche Vergünstigung bei rich- 
tiger Auslegung kaum geniessen, ebenso nicht Gesellschaften und 
Vereine für Versicherungen aller Art auf Gegenseitigkeit, da sie 
keine Erwerbsgeschäfte sind. Indessen hilft hier die Praxis durch 
eine etwas weite Ausdehnung des Begriffs von Wohlthätigkeits- 
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Anstalten, unter welche mehr oder weniger alle gemeinnützige 
Unternehmungen gerechnet zu werden pflegen. 

Ob und wie in Sachsen und in Weimar den Doppelbesteue- 
rungen vorgebeugt ist, lässt sich aus den Gesetzen nicht ent- 
nehmen; es scheint in dieser Richtung dort keine Vorsorge ge- 
troffen zu sein. 

Dagegen sind in Bayern (wie in Württemberg) Kapitalrenten 
aus dem Ausland steuerfrei, insoweit sie dort schon besteuert 
sind, ohne dass abzusehen wäre, welche Rücksicht ein Staat auf 
die ins Ausland bezahlten Steuern seiner Unterthanen zu nehmen 
hat. Jene Rücksicht ist, wie oben Zitf. III, 3. des ersten Artikels 
gezeigt, im Princip ungerechtfertigt, bei einer directen Steuer 
aber überdies im Erfolge schädlich, da sie Anlass zu einer Menge 
von Unterschleifen und Irrungen gibt. 

Um nicht für das wenige, was über den Maassstab der Steuer 
zir sagen ist, einen besonderen Abschnitt bilden zu müssen , sei 
hier folgendes angefügt : Die bayerische Steuer schliesst sich nicht 
genau in Procenten an die Rente an, wie bei den Steuern von 
1848 und 1850 der Fall war, sondern wird nach einer Classen- 
scala erhoben, welche bei 25 bis 50 Gulden mit 30 Kreuzern, 
also 1 bis 2°/o beginnt. Bis 100 fl. Rente steigen die Classen 
um je 25 fl. und 30 kr. Steuer, dann bis 500 fl. um je 50 fl. 
und 1, dann 1V« 5 dann 2 fl. Steuer, und so fort mit immer weiter 
werdenden Zwischenräumen bis 2000 fl., wo die Steuer 60 fl., 
also 3°/o beträgt, von wo an je weitere 500 fl. Rente weitere 
15 fl. Steuer geben. Bei 301 bis 350 fl. erreicht die Steuer 2, 
bei 901 bis 1000 fl. die vollen 3°/o. 

Von den anderen Staaten kennt eine Progression nur Sachsen, 
wo die Steuer ebenfalls classenweise bei 20 bis 50 Thlrn. Rente 
von 6 Ngr. (also 2 /s bis l°/o) allmählich bei 4400 bis 4600 Thlr. 
und 116 Thlr. Steuer das Maximum mit 2 2 /3°/o erreicht. In Würt- 
temberg und Weimar wird die Steuer einfach in Procenten der 
Rente, in Baden des kapitalisirten Ertrags berechnet. 

Die Progression widerspricht zwar eigentlich dem Princip 
einer Ertragssteuer; dürfen aber, wie in Bayern, gleichzeitig die 
Passivzinsen abgezogen werden , so macht die Progression die 
Kapitalsteuer noch mehr einer Steuer nach dem Einkommen ähnlich 
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und es findet dieselbe darin eine gewisse Rechtfertigung, indem 
sie die Steuer ihrem Ideal näher bringt. 

2) Das Subject der Steuer ist natürlicher Weise jede 
Person, welche Renten der oben bezeichneten Arten bezieht. Wo 
der Standpunkt der Ertragssteuer festgehalten ist, wie in Würt- 
temberg, war die Sache einfach, und es bedurfte nur solcher 
Bestimmungen, welche die Verhältnisse der, Landesangehörigkeit, 
der Stellvertretung, des Orts und die Ausnahmen regelten. Ander- 
wärts aber, wo das persönliche Element der Einkommensteuer 
sich eingemischt hat, lag auch die Substituirung der Familie für 
die Person nahe. So in Baden, Sachsen und namentlich in Bayern, 
wo seit 1856 die Berechnung der Steuer nicht nach Procenten, 
sondern nach Classen einen noch weiteren Schritt in dieser Rich- 
tung enthält. Früher war hier die rentenberechtigte Person und 
zwar nach gleichem Procentsatze steuerpflichtig. Jetzt aber müssen 
die Renten der Ehefrau und der Hauskinder mit jenen des Vaters 
bezw. der Wittwe in einer Summe versteuert werden. Um das 
Verhältniss der Steuerpflicht zu regeln, wenn mehrere Berechtigte 
bei einer Rente coneurriren, schreibt das bayerische Gesetz vor, 
dass die Steuer derjenige zu bezahlen hat, welcher im thatsäch- 
lichen Bezug der Bente steht. Dies wäre wenig klar, wenn nicht 
hinzugefügt wäre, dass diesem der Regressanspruch wegen Wieder- 
ersatz der Steuer an Dritte vorbehalten bleibt. Es ist also damit 
gemeint, dass der Staat sich an denjenigen hält, welcher die 
Renten unmittelbar vom Schuldner bezieht , und es diesem ttber- 
lässt, sich von «jenen schadlos halten zu lassen, welchen er die- 
selben ganz oder theilweise hinauszahlen muss. Es liegt hierin 
ein leiser Anklang an das englische System der indirecten Benten- 
besteuerung in der Hand des Schuldners, welches auch anderwärts 
in der bayerischen Steuergesetzgebung ein Plätzchen gefunden hat. 

Durch das Grundentlastungsgesetz vom J. 1848 war nämlich 
den Besitzern rentenpflichtiger Grundstücke erlaubt worden, zu 
sehr günstigen Bedingungen ihre alten Lasten in ablösbare Boden- 
zinse zu verwandeln, wofür sie aber die volle Grundsteuer, an 
welcher ihnen früher die Dominical- (Gefäll-) Steuer abgerechnet 
worden war, übernehmen mussten. Dieser Umwandlung waren 
aber diejenigen älteren Zinse entzogen, für welche schon Vertrags- 
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massig festgestellte Ablösungsgrössen exislirten. Für diese Renten 
bestand daher die alte Dominicalsteuer fort; allein es wurde zur 
Vereinfachung des Katasterwesens im Jahr 1852 gesetzlich ver- 
fügt, dass auch diejenigen Grundbesitzer, welche derartige Lasten 
haben, die volle Grundsteuer entrichten, den Rentenberechtigten 
aber die ehemalige Dominicalsteuer an ihren Zinsen in Abzug 
bringen sollen. Die Summe solcher »älterer Bodenzinse" und 
folglich der so behandelten Gefällsteuern ist zwar keine sehr 
grosse ; allein es ist doch von principieller Wichtigkeit, dass diese 
Art der Rentensteuererhebung auch bei uns schon Wurzel zu 
schlagen angefangen hat. 

Damit die Kapitalrentensteuer auch wirklich vom Renten- 
empfänger getragen werde , enthält das bayerische Gesetz die 
Anordnung, dass die vertragsmässige Uebernahme derselben durch 
den Schuldner ungillig sei. Es wird zwar eine solche Verfügung 
eine grosse praktische Bedeutung nicht haben, denn wenn eine 
Ueberwälzung möglich wäre, so würde sie sich auch trotz eines 
solchen Verbotes und ohne besondere Verträge vollziehen; doch 
wird die Zweckmässigkeit derselben für einzelne Fälle nicht in 
Abrede zu stellen sein, um harten Gläubigern gegenüber be- 
drängten Schuldnern einen Vorwand zu nehmen. In Württemberg 
besteht eine ähnliche Vorschrift mit weiteren Anordnungen, wie 
der Schuldner, wenn er eine solche Vergütung doch geleistet 
hätte, zu seinem Rechte kommen soll. 

Die Steuerpflicht erstreckt sich in Bayern wie anderwärts 
auf alle Staatsangehörigen , sie mögen im Lande oder auswärts 
wohnen. Wie aber diese Sleuerpflicht zu realisiren sei, darüber 
spricht sich von allen Gesetzen nur das württembergische be- 
stimmt aus, welches eine Vertretung der im Auslande lebenden 
Unterthanen fordert, und allenfalls das badische, welches wenig- 
stens vorschreibt, wo solche Pflichtige besteuert werden sollen. 
In Bayern, Sachsen und Weimar dagegen ist zwar die Steuer- 
pflicht der Abwesenden ausgesprochen , aber es fehlt an Vor- 
schriften, wie deren Steuer regulirt und vollends erhoben wer- 
den soll. 

In Ansehung der Ausländer dagegen stimmen alle Gesetze 
darin Uberein, dass sie für ihre vom Inlande bezogenen Renten 
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steuerpflichtig sind, aber mit der durch die Erhebungsart directer 
Steuern gebotenen Beschränkung: insoferne sie im Lande einen 
Wohnsitz haben. In Württemberg ist dies noch näher dahin 
präcisirt, dass der Aufenthalt mindestens sechs Monate gedauert 
haben muss; in Baden, dass er Erwerbs halber stattfinde. Das 
ist also wieder ein entschiedenes Merkmal der Ertragsbesteuerung : 
man will die inländischen Renten auch in der Hand des Aus- 
länders besteuern — soweit man eben kann. Nach der Natur 
der Sache sind es aber nur wenige und nur Ausnahmsfalle , in 
welchen solche Steuern anfallen, während die weitaus überwiegende 
Menge der ins Ausland fliessenden Renten und Zinsen unbesteuert 
bleibt. 

Der Ort der Steuerpflicht ist allenthalben der des Wohnsitzes. 
Eine besondere Stellung nehmen hiebei die Standesherren ein, 
welche in mehreren Ländern zugleich dorniciliren können. Nach 
dem Wortlaute der Gesetze sind sie in jenem Staate, dem sie 
zunächst angehören, für alle ihre Renten — vom Inland wie vom 
Ausland — steuerpflichtig. Gleichzeitig sind sie aber im Ausland, 
wenn sie dort auch einen Wohnsitz haben, für ihre daselbst 
fliessenden Renten noch einmal steuerpflichtig, so dass sie wenig- 
stens einen Theil der Renten doppelt versteuern müssten. Hie- 
gegen trifft keines der vorliegenden Gesetze Vorsorge, als das 
württembergische, welches diejenigen Personen, welche ausser 
Landes noch ein Domicil haben, nur insoweit für steuerpflichtig 
erklärt, als ihre Renten aus Württemberg fliessen. 

In negativer Weise wird die Steuerpflicht begrenzt durch die 
persönlichen Ausnahmen. Von solchen sind vor allem zu nennen : 
die milden Stiftungen, welche unter verschiedenen Bezeichnungen 
in allen Gesetzen mit Steuerfreiheit begünstigt sind. In Bayern 
sind insbesondere die Stiftungen und Anstalten für Wohlthätigkeit 
und Unterricht, dann Hülfskassen frei. Die Kirchenstiftungen sind 
nur insoweit pflichtig, als sie nach vollständiger Bestreitung der 
Bau-, Regie- und Verwaltungsausgaben noch im Stande sind, 
Steuer zu zahlen. Pfründestiftungen dagegen sind ganz steuer- 
pflichtig. Noch weiter gehen die Gesetze von Sachsen und Weimar, 
wo die Kirchen- und Pfarrstiftungen, überhaupt alle frommen und 
milden Stiftungen theils unbedingt, theils insoweit die Renten zu 
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deren Zwecken verwendet werden (Sachsen), steuerfrei sind, also 
höchstens in Ansehung der Ueberschüsse besteuert werden. In 
Württemberg und Baden dagegen sind weder Kirchen- noch Pfarr- 
stiftungen, sondern nur Wohlthätigkeits-, Unterrichts- und Hilfs- 
Anstalten steuerfrei. Aber selbst diese beschränkte Begünstigung 
ist keineswegs gerechtfertigt, wie oben *) dargethan worden ; sie 
ist sogar inconsequent den Kirchenstiftungen gegenüber, welchen 
Humanitäts- und Billigkeitsrücksichten ebenso zur Seite stehen, 
wie den anderen. Das nämliche lässt sich von der Sleuerpflicht 
der Kirchenstiftungen in Bayern sagen, während die Steuerfreiheit 
der unzulänglichen unter denselben thatsächlich nur eine Be- 
günstigung der Gemeinden ist. 

Bei den Pfründestiftungen dagegen liegt die Sache anders. 
Für sie ist ein Grund der Steuerfreiheit nicht zu erkennen. 
Gleichwohl enthalten die Gesetze von Württemberg und Baden 
(1860) Begünstigungen für solche Renten, welche als Dienstes- 
einkommen bezogen werden. Dies hat eine gewisse Berechtigung, 
wenn die Besteuerung zwischen zeitlich beschränktem und unbe- 
schränktem, zwischen Arbeitsertrag und anderem Einkommen unter- 
scheidet. Wenn man aber diese Unterscheidung als ein Vorurtheil 
erkennt 2 ), so wird auch jene Begünstigung unhaltbar. In Bayern 
dagegen sind im Gegensatz zu Sachsen und Weimar die Pfründe- 
stiftungen (unter Berücksichtigung der Lasten) nicht ausgenommen. 
Dies wäre nun in Ansehung der gering dotirten Stellen, für welche 
der Staat die Garantie einer gewissen Einkommensgrösse (800 fl.) 
übernommen hat, und welchen er Zuschuss leistet, verkehrt, wenn 
diese nicht vermöge älterer Gesetze schon steuerfrei wären; für 
sie bedurfte es also keiner Befreiung mehr. Hinsichtlich der 
besseren Stellen ist diese Steuerpflicht zwar an sich correct, aber 
inconsequent gegenüber dem sonst befolgten Grundsatze, nach 
welchem Berufseinkommen geringer (mit der Einkommen- oder 
Personalsteuer) besteuert wird, als Vermögensertrag. Die Re- 
gierung hatte im Jahr 1856 die Gleichstellung der Pfründerenten 
mit den Besoldungen durch Befreiung von der Rentensteuer 

1) Vgl. S.. 77 dieses Jahrgangs. 

2) Vgl. Jahrg. 1865, S. 193. 194 dieser Zeitschr. und meine Geschichte 
der Steuern des britischen Reichs S. 569. 
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beantragt, die Kammern aber — insbesondere die der Abgeord- 
neten — haben den Vorschlag abgelehnt und dadurch die Geist- 
lichkeit den anderen Besoldeten gegenüber benachtheiligt. Der Fehler 
liegt hier in der geringeren Besteuerung des Berufseinkommens. 

Steuerfrei sind ferner in Bayern — wie in Baden, Sachsen 
und Weimar — die kleinen Benten, an welche sich die Zinsen 
aus Sparkassen reihen. Die Begünstigung der letzteren an sich 
unterliegt den nämlichen Einwendungen wie die der Wohlthätig- 
keits-Anstalten ; sie wird als stichhaltig nicht gelten können. Doch 
müsste, wenn man auch die Sparkassezinsen besteuern wollte, 
Vorsorge gegen Doppelbelastung getroffen werden. Der Mangel 
einer principiellen Begründung für diese Vergünstigung spricht 
sich darin aus, dass die Grenze der Sleuerpflicht, weil willkühr- 
lieh, überall eine andere ist. In Bayern bei 25 Gulden Bente, 
in Baden bei 500 Gulden Kapital, in Weimar bei 100 Thlr. 
Sparkassekapital, in Sachsen bei 20 und im Falle der Erwerbs- 
losigkeit 50 Thlr. Allein bei der directen Erhebung der Steuer 
ist die Befreiung der kleinsten Renten ein Gebot der Zweck- 
mässigkeit und sogar Nothwendigkeit, denn die winzigen Steuern 
derselben würden die Kosten und Muhen der Regulirung und Er- 
hebung oft nicht lohnen, und bei der in Bayern ') angenommenen 
classenweisen Regulirung würden die allerkleinsten Benten am 
höchsten, ja über alles Verhältniss getroffen werden. 

Vergünstigungen geniessen endlich die Wittwen und Waisen, 
insoferne sie der minder bemittelten Classe angehören. Auch 
hier ist nothwendiger Weise, da es an einer principiellen Grund- 
lage fehlt, die Grenze der Abgabenpflicht willkührlich und überall 
verschieden. In Bayern besteht bei 200 fl. Renten neben weniger 
als 200 fl. sonstigen Einkommens die halbe Steuerpflicht; in Würt- 
temberg sind 100 fl. Rente, in Baden 4000 fl. Gesammtsteuerkapital 
frei; in Sachsen sind Personen unter 18 Jahren auch von der 
Rentensteuer, wenn sie weniger als 1 Thlr. betragen würde, frei ; 
in Weimar besteht keine derartige Begünstigung. 



1) Ein Sparcassazins zu 3'/»°/° aus 100 fl. würde nach dem Gesetz 
von 1848 etwa 7 Kreuzer, nach jenem von 1850 noch weniger Steuer be- 
zahlt haben, während das Gesetz von 1856 in der niedrigsten Classe schon 
30 kr. fordert, was 14°/o Steuer wäre. 
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3) Die Behörde. 

In Württemberg und Weimar erfolgt die Einsteuerung durch 
die Finanzbehörde und es kann daher eine Vergleichung der dort 
bestehenden Vorschriften mit den bayerischen, welche die Ein- 
schätzung in die Hand eines Ausschusses von Steuerpflichtigen 
legen, nicht stattfinden. 

Nach den beiden filteren Gesetzen von 1848 und 1850 war 
in Bayern der Steuerausschuss und das ganze Verfahren ebenso 
wie bei der Einkommensteuer. Nachdem aber im Jahr 1856 an 
deren Stelle eine Steuer von dem nicht schon in der Grund-, 
Häuser-, Gewerbe- und Kapitalrentensteuer getroffenen Ertrag oder 
Einkommen gekommen war, fand man es für nöthig, in Ansehung 
der letzteren besondere Vorschriften aufzustellen. Gleichwohl ist 
die Zusammensetzung des Ausschusses ganz die nämliche wie 
dort *) , nur dass die Zahl der von den Gemeindevertretern des 
Bezirks gewählten Wahlmänner dort zwölf, hier fünfzehn beträgt. 
Ebenso besteht der Reclamalionsausschuss für die eine wie für 
die andere Steuer neben den vier Bezirksmitgliedern und dem 
Gemeindevertreter aus weiteren vier Mitgliedern, welche von den 
Wahlmännern als Ersatzmänner bereits bezeichnet sind. Ueber 
die Befugnisse des Ausschusses sagt das Gesetz nur, dass er die 
von den Pflichtigen abgegebenen Erklärungen prüft, anerkennt 
oder feststellt. Da nun die Steuerpflichtigen nur zu erklären 
haben, ob sie steuerpflichtiges Vermögen besitzen, wie hoch sich 
ihre Renten belaufen und welche Befreiungsgründe sie etwa gel- 
tend machen, so folgt daraus wohl, dass sich die Befugniss des- 
selben auf die Feststellung der thatsächlichen Verhältnisse be- 
schränkt. Es steht dies auch in Uebereinstimmung mit der Be- 
ratung des Gesetzes, da die Kammern dem Antrage des Aus- 
schusses der Abgeordneten zustimmten, wonach dem Steueraus- 
schusse die in dem Gesetze von 1850 eingeräumten Rechte *) 
erhalten werden sollten. 

Viel weiter gieng man aber bei der Ausstattung des Recla- 



1) Vgl. Jahrg. 1865. S. 319. 

2) Vgl. Jahrg. 1864. S. 274. 
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mations- Ausschusses, welcher die Befugniss erhielt, auch über die 
Steuerberechnungen, somit auch über Berufungen gegen die Thätig- 
keit der Finanzbehörde zu entscheiden ; gewiss eine höchst eigen- 
tümliche Competenz. 

Welche Mittel aber der Ausschuss anwenden darf, um die 
Wahrheit zu erforschen, davon schweigt das Gesetz. Es hängt 
daher alles davon ab, wie sich der als Staatsanwalt fungirende 
Finanzbeamte orientirt, wie weit es ihm gelingt, den Verhältnissen 
nachzuforschen. Befugnisse stehen ihm dabei keine andere zur 
Seite, als jeder Privatmann hat, der sich nach etwas erkundigen 
will. Nur dass die sämmllichen Behörden gesetzlich angewiesen 
sind, ihm diejenigen Aufschlüsse zu geben, die er verlangt Eine 
nicht werthlose, aber höchst beschränkte Befugniss, die sich eigent- 
lich von selbst verstehen sollte, welche aber die Praxis namentlich 
der Justizbehörden noch mehr zu beschränken sucht. 

Die Anwendung des Gesetzes auf die vom Ausschusse fest- 
gestellten Verhältnisse, sowie die Berechnung der Steuer liegt der 
Finanzbehörde ob. 

Da der Reclamationsausschuss zu mehr als der Hälfte aus 
den Mitgliedern der ersten Instanz besteht, so bietet er nur wenig 
Bürgschaft für eine vollkommen unbefangene Neubeurtheilung der 
an denselben gebrachten Berufungen. Dazu kommt, dass der 
Reclamant, wenn seine Beschwerde abgewiesen wird, die Kosten 
des Reclamationsverfahrens tragen muss. Diese Kosten sind für 
die neun Mitglieder mit 2 bis 3 Gulden Tagesgebühren nicht 
gering und viel bedeutender als die grosse Mehrzahl der Steuer- 
beträge für ein Jahr, ja oft für eine ganze Steuerperiode von 
drei Jahren. Kein Wunder also, dass sich jeder zweimal be- 
sinnt, ehe er zu diesem Rechtsmittel greift. Der Staatsanwalt 
aber, welcher sieht, dass die Kosten seiner Reclamation, er mag 
obsiegen — denn dann fallen sie dem Staat zur Last, weil keine 
Abweisung vorliegt — , oder er mag unterliegen, dem von ihm 
vertretenen Theile zufallen müssen, — der Staatsanwalt thut am 
besten, die Möglichkeit einer Berufung gänzlich zu ignoriren. 
So kommt es denn ganz natürlich, dass dieser unbehilfliche Apparat, 
dessen Werthlosigkeit schon beim Vollzuge des Kapitalrenten- 
und Einkommensteuer - Gesetzes von 1848 erprobt worden war, 

Zeitichr. f. Stuatsw. 1868. II. Heft. 20 
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nur äusserst selten, und auch dann in der Regel nur von händel- 
süchtigen Processkrämern benützt wird. 

Neben der Competenz des Reclamationsausschusses steht die 
der Regierung, welche unzweifelhaft befugt ist, über Nichtigkeits- 
beschwerden zu entscheiden, deren Zulässigkeit zwar nicht im 
Gesetz, ausdrücklich, wohl aber in der Praxis allgemein anerkannt 
ist. Ausserdem kann ihr auch die Befugniss nicht abgesprochen 
werden, über Beschwerden gegen die Thaügkeit der Finanzbe- 
hörden, insbesondere in Ansehung der Gesetzesanwendung zu 
entscheiden. In dieser Hinsicht concurrirt ihre Competenz mit 
der des Reclamationsausschusses nach der Wahl der Betheiligten. 
Es ist diese Wahl nicht unzweckmässig und findet sich auch bei 
dem englischen Einkommensteuergesetz ; doch verdankt in Bayern 
diese Maassregel ihre Entstehung nicht einer Absicht, sondern 
biosein Uebersehen. Der Entwurf der Regierung war vom Kammer- 
Ausschuss vollständig umgestaltet, der Antrag des letzteren von 
der Kammer zwar nur theilweise aber höchst principiell verändert 
worden. Es ist natürlich, dass auf solchem Wege ein klares 
und einheitliches Gesetz nicht zu Stande kommen kann. Wir 
müssen uns eben damit trösten, dass wir dieser stürmischen Ent- 
stehungsweise des Gesetzes doch die principielle Erhaltung des 
Steuerausschusses verdanken, welcher gerade für diese Steuer 
von grosser Wichtigkeit ist. Denn hier hat die Finanzbehörde 
ohne Zweifel weit weniger Anhaltspunkte, als bei der Personal- 
steuer, und die Existenz des Ausschusses ist von grösserem Werth, 
als eine Menge von Befugnissen bureaukratischer Natur. 

Weit klarer sind die Competenzverhältnisse in Sachsen und 
Baden. Die ganze Einsteuerung erfolgt hier durch die Ausschüsse 
(Abschätzungs-Commission, Schatzungsrath) ohne Ausscheidung 
von Competenzen. Diese ist hier auch minder nöthig, weil der 
Vertreter des Staatsinteresse in denselben Sitz und Stimme hat, 
und weil die Berufung nicht an einen anderen Ausschuss, sondern 
an die vorgesetzte Finanzbehörde oder Regierung geht. 

Zudem erhalten in Baden die Mitglieder des Schatzungsraths 
keine Tagegelder, und es können daher in denselben nur wohl- 
habendere — also in der Regel intelligentere — Beisitzer ge- 
wählt werden, als in Bayern, wo der Wahlfreiheit in dieser Hinsicht 
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keine Schranke gezogen ist. Dieser Umstand neben anderen 
machte es auch in England möglich, dass der Einkommensteuer- 
Ausschuss wenigstens rechtlich so unabhängig dastehen kann. 
Thatsächlich hat freilich auch dort der Vertreter des Staats ver- 
möge seiner doch immer überwiegenden Gesetzeskenntniss und 
Geschäftserfahrung einen sehr erheblichen Einfluss. Aber einem 
Ausschusse, wie der bayerische, und bei einer zweiten Instanz, 
wie die unsrige ist, die Subsumtion unter das Gesetz, die Aus- 
legung und Anwendung desselben zumuthen und übertragen zu 
wollen, würe ein Missgriff. 

Die Kostspieligkeit ') des bezahlten Ausschusses macht sich 
insbesondere bei den alljährlich vorkommenden Veränderungen 
der steuerpflichtigen Renten bemerklich. Diese sind, namentlich 
in vielen Landbezirken, oft so geringfügig, dass der Aufwand an 
Tagegeldern ausser Verhältniss zu dem Resultat einer Ausschuss- 
sitzung stehen würde. Im Instructionswege wurde daher für solche 
Fälle die schriftliche Einvernehmung der Ausschussmitglieder durch 
Circulare anbefohlen. Es ist dies nicht ausdrücklich im Gesetze 
angeordnet, steht aber auch nicht im Widerspruche mit demselben, 
da es bei den alljährlichen Veränderungen nur ein dem Steuer- 
regulirungsverfahren analoges vorschreibt. Ausser in den Städten 
wird daher der Ausschuss nur alle drei Jahre bei der Neuregu- 
lirung der Steuer einberufen. 

Allein auch bei diesen Regulirungen würde den Mitgliedern 
der Ausschüsse manche Zeit, dem Staat würden manche Kosten 
erspart werden, und das Ergebniss der Besteuerung könnte nur 
gewinnen, wenn man sich dem englischen Muster mehr annähern 



1) Im Allgemeinen ist jedoch der Aufwand auf Regulirung und Er- 
hebung der Kapitalrentensteuer in Bayern keineswegs übermässig. Er be- 
trägt ziemlich gleichmässig in den Jahren der Neuregulirung 3,3%, in anderen 
Jahren 2,5% und" besteht aus den Tantiemen der Rentbeamten zu 1,75% 
der rohen Einnahme (neuerdings nur 1,5%, wodurch sich auch der Gesammt- 
verwaltungsaufwand etwas mindert), ans den Tagegeldern der Ausschuss- 
mitglieder, den Ausgaben für Formularpapier, Veröffentlichung der Ter- 
mine u. a. Der Aufwand für die Ausschüsse ist also augenscheinlich kein 
erheblicher, die Differenz zwischen den Regulirungs- und den Zwischen- 
jahren (1,55 gegen 0,75% einschlüssig der übrigen Ausgaben) jedoch nicht 
unbeträchtlich. 

20* 
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und die erste Steueranlage durch Localorgane, welche sich ohne 
Schwierigkeit finden lassen würden, vornehmen, den\ Ausschüsse 
aber die Revision und Entscheidung der Berufungen vorbehalten 
würde. Dabei hätten alle Theile Gewinn. Der Staat würde jeden- 
falls Kosten ersparen und vielleicht mehr Steuer haben, die Aus- 
schussmitglieder nebst dem Finanzbeamten würden weniger Zeit 
opfern und eine noch ansehnlichere Stellung und Wirksamkeit 
erlangen; die Regierung hätte Ursache, zufrieden zu sein und 
die Vertreter der Volksrechte nicht minder. 

Würde dann gegen den Beschluss des Ausschusses die Be- 
rufung an die vorgesetzte Finanzstelle j anstatt an einen wert- 
losen Reclamationsausschuss, vorbehalten, so wäre es weder not- 
wendig, dein Finanzbeamten Sitz und Stimme im Ausschusse ein- 
zuräumen — obwohl das anderwärts in Deutschland ohne Gefahr 
der Fall ist — , noch auch die Bezahlung der Mitglieder des 
letzteren aufzugeben. 

Will man aber durchaus als zweite Instanz einen Ausschuss 
aufstellen, so müsste derselbe aus wesentlich anderen Elementen 
bestehen, als jener der ersten Instanz und zwar wo möglich aus 
Personen von höherer Intelligenz oder wenigstens besserer Orien- 
tirung, also nicht aus den Ersatzmännern des Ausschusses, von 
welchen anzunehmen ist, dass sie weniger tauglich sind, als 
die mit mehr Stimmen gewählten Mitglieder selbst, sondern allen- 
falls durch Wahl der unbetheiligten Verwaltungsbehörde. 

Die Unentgeltlichkeit des Dienstes im Ausschuss hat ihre 
Schattenseiten theils in dem geringen Maasse von gutem Willen, 
welches selbst in England oft zum Geschäft mitgebracht wird, 
theils in der Schwierigkeit, allenthalben die nölhige Zahl wohl- 
habender Männer aufzutreiben, an denen es auch in jenem reichen 
Lande mitunter fehlt. Die Gewährung von Tagegeldern hat ferner 
den Vorlheil, dass die Ausübung des Rechtsprechens sich in alle 
Schichten der Bevölkerung verbreitet, dass Rechtssinn und Theil- 
nahme an den öffentlichen Angelegenheiten allgemein gefördert wird 
und dass der minder bemittelte Steuerpflichtige mehr von seines 
gleichen gerichtet wird. 
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4) Das Verfahren. 

Die Besteuerung gründet sich wie allenthalben, so auch in 
Bayern, auf die Fassion des Pflichtigen. Wenn bei irgend einer 
Steuer, so ist das bei dieser unabweisbar nothwendig, da sich 
deren Gegenstand mehr als bei jeder anderen directen Abgabe 
den Blicken der Oeffentlichkeit entzieht. Diese Erklärung wird 
überall bei der Localbehörde abgegeben, und zwar entweder bei 
der Gemeindebehörde selbst, wie in Bayern und Weimar, oder 
bei der aus dieser unmittelbar hervorgegangenen Steuercommission, 
wie in Sachsen und Baden. 

Ebenso stimmen alle Gesetze darin überein, dass der Steuer- 
Ausschuss, Schatzungsralh u. s. w. die Erklärungen einer Prüfung 
unterwirft und auch solche Personen zur Besteuerung ziehen 
kann, welche nicht fatirt haben. Eigenthümlich ist dem bayeri- 
schen Gesetze die zweckmässige Anordnung, dass der ersten 
öffentlichen Aufforderung eine zweite unter Androhung der ge- 
setzlichen Bechtsnachtheile (Einsteuerung ohne Vernehmung) und 
Strafen folgen soll. Es ist hiebei namentlich hervorzuheben, dass 
eine besondere Ladung der Steuerpflichtigen ihren Zweck ver- 
fehlen müsste; denn sie würde zur Folge haben, dass sich nie- 
mand mehr an die Ausschreibung kehren und Jeder der Besteuerung 
entgehen würde, dessen Bentenbezug der Behörde nicht schon 
bekannt wäre. Eine Ladungsgebühr vermöchte diesen Nachtheil 
nicht zu beseitigen, weil dabei das Bisiko gegenüber der Ver- 
suchung zur Verheimlichung viel zu gering wäre. — Dagegen 
ist mit der in Bayern bestehenden Vorschrift, dass im Falle wieder- 
holten Ungehorsams ohne Zuziehung des Betheiligten vorgeschritten 
werden solle, entschieden zu weit gegangen; denn sehr leicht 
kann dabei ein Nichtpflichtiger mit Steuer angelegt werden. Die 
Praxis hat sich daher wohl allgemein dafür entschieden, dass die 
bei Beanstandungen abgegebener Fassionen vorgeschriebene spe- 
cielle Ladung und Vernehmung auch bei unterlassenen Erklärungen 
stattfindet; natürlich unbeschadet der Strafverfügung für den Fall, 
dass wirklich ein Ungehorsam gegen die öffentliche Ladung, eine 
Unterlassung der Fatirung stattgefunden hat. 

Zur Abgabe der Erklärung ist berufen in Bayern und Württem- 
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berg der Steuerpflichtige oder dessen „gesetzlicher" Stellvertreter. 
Es ist nicht anzunehmen, dass hiemit die Vertretung durch einen 
Bevollmächtigten ausgeschlossen ist, obwohl der Wortlaut dafür 
zu sprechen scheint. Wenn das badische Gesetz „erwählte Stell- 
vertreter" nur bei Landesabwesenheit, physischer Verhinderung 
und übertragener Vermögensverwaltung zulässt, so ist das eine 
Beschränkung, deren Notwendigkeit nicht abzusehen ist. In Sachsen 
ist die Stellvertretung durch Bevollmächtigte in allen Fällen von 
Krankheit, Abwesenheit und so weiter, also wegen jedes 
triftigen Verhinderungsgrundes zweckmässig zugelassen, und be- 
merkt, dass die Bevollmächtigung „hinlänglich beglaubigt sein 
muss." 

Fassionspflichtig ist ferner nach allen Gesetzen nur der 
„Steuerpflichtige"; nach dem bayerischen ist demselben gestattet, 
seine etwaigen Befreiungsgründe dabei geltend zu machen, so 
dass ungewiss ist, ob nicht der steuerfreie Rentenbesitzer doch 
zu fatiren habe. Anderwärts sind solche theils ausdrücklich (Baden) 
theils durch die Berufung nur der Steuerpflichtigen nicht dazu 
verbunden. Zweckmässig ist es, sie von der Fassionspflicht nicht 
zu entbinden, damit über jede gesetzliche Befreiung nicht der 
Betheiligte, sondern die Behörde entscheide. 

Welche Befugnisse aber die Einsteuerungsbehörde habe, um 
der Prüfung einen Erfolg zu sichern, darüber enthalten särnmtliche 
Gesetze nicht gerade viel : und sehr viel, das muss zugestanden 
werden, lässt sich dafür auch nicht vorschreiben ; aber gar nichts 
zu sagen, wie das bayerische Gesetz thut, das ist doch auch zu 
wenig. Es ist dieser Mangel eine Folge theils der Entstehung 
des Gesetzes im Laufe der Kammerverhandlungen aus einem Ent- 
würfe, welcher auf wesentlich anderer Basis stehend für das Selbst- 
besteuerungsverfahren wenig Anhaltspunkte bot, theils der in 
manchen Oppositionsköpfen spuckenden verkehrten Anschauung, 
welche einen Gewinn für Recht und Freiheit darin zu finden 
glaubte, wenn der Steuerbehörde wo möglich gar keine Befugnisse 
zugestanden würden. 

In Württemberg ist die Steuerbehörde befugt, von den Orts- 
behörden, Dienstherren und so weiter Auskunft zu verlangen 
und Sachverständige zu vernehmen; in Sachsen eidliche Bekräf- 
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tigung der Erklärung zu fordern ; in Baden Sachkundige zu hören 
und specielle Verzeichnung der Renten anzuordnen. In Weimar 
müssen schon die Fassionen alle einzelnen Renten ersehen lassen 
und kann eidliche Bestätigung gefordert, auch gerichtliche Unter- 
suchung eingeleitet werden. Fasst man diese Maassregeln zu- 
sammen und fügt noch hinzu, was von Seite des Finanzbeamten 
als solchem geschehen kann und soll, sowie energische Straf- 
androhungen, so hat man beiläufig die Summe der Macht, welche 
die Steuerbehörde bedarf und mit der sie um so mehr ausge- 
stattet sein sollte, je volkstümlicher sie organisirt ist. 

Bei der Besteuerung kommt natürlich schon darauf ungemein 
viel an, wie dieselbe vom Finanzbeamten, dem Staatsanwalt, vor- 
bereitet wird, und es ist zu verwundern, wie wenig selbst in 
dieser Richtung die Gesetze und Vollzugsinstruktionen enthalten. 
Das bayerische Gesetz räumt ihm die Befugniss ein, von allen 
Behörden Aufschlüsse zu fordern. Das Recht, Acten selbst ein- 
zusehen, ist ihm nicht ausdrücklich zugestanden und deshalb von 
der Praxis wenigstens in Ansehung der Notariatsurkunden ver- 
sagt. Vernünftiger Weise sollten aber dem einen Organ der 
Staatsgewalt die Acten und Bücher der anderen Organe auch 
ohne ausdrückliche Bestimmung offen stehen. Es ist ebenso not- 
wendig, dass die Steuergesetze vollständig und richtig vollzogen, 
als dass die Straf- und Privatrechtsgesetze gehandhabt werden. 
Und ebenso wie dem Untersuchungsrichter sich alle Schlösser 
und Riegel öffnen müssen, weil das öffentliche Interesse es ge- 
bietet, so sollte auch die Rücksicht auf das Privatinteresse zurück- 
treten, wenn es im Steuerwesen mit dem öffentlichen collidirt. 

Zweckmässig wäre es, wenn in den Steuerlisten zwischen 
der Fassion und dem Ausspruche des Ausschusses Raum für 
die Vormerkung solcher Notizen geschaffen würde, welche der 
Finanzbeamte aus den Akten und Büchern der Gerichte und 
Notare zu ziehen oder zu erhalten Gelegenheit hatte. 

Der Beamte soll aber nicht blos neue Thatsachen aufsuchen, 
sondern auch die schon bekannten und in den Fassionen ent- 
haltenen zur Richtigstellung der Steuerpflicht anwenden. Ins- 
besondere muss so viel als thunlich jedes Steuerobjekt in seiner 
Wanderung von Hand zu Hand so lange festgehalten und verfolgt 
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werden, als es existirt, und jeder Uebergang durch Realitätenkauf, 
jedes Verschwinden durch Schuldenzahlung von Seite eines Erben 
sowie jede Fassion von Passivzinsen, welche an den Renten zur 
Kürzung kommen dürfen, dazu benutzt werden, um die Steuer- 
pflicht der Verkäufer und Gläubiger zu controliren. 

Die Frage, ob der Finanzbeamte die Betheiligten oder Aus- 
kunftspersonen förmlich vernehmen oder gar Eide zu fordern 
befugt sein solle, mag man verneinen; doch muss ihm unbe- 
nommen sein, zu fragen, wen er will, namentlich den vermeint- 
lichen Steuerpflichtigen, da durch dessen Aufschlüsse Anträge auf 
Besteuerung und Strafe leicht vermieden werden können. 

Dem Ausschusse dagegen sollte das Recht, betheiligte und 
unbetheiligte Personen zu vernehmen und Antwort zu erzwingen, 
auch nöthigenfalls eidliche Bekräftigung zu fordern, nicht fehlen. 
Die den nächsten Angehörigen im Untersuchungsverfahren zuge- 
standenen Begünstigungen müssten diesen aber auch hier zur 
Seite stehen, und die Beeidigung des Steuerpflichtigen von seinem 
Erbieten oder seiner unerzwungenen Zustimmung abhängen. Die 
Voraussetzung höherer Anordnung für die Eidesforderung, wie in. 
Weimar, ist je nach der Zusammensetzung und Culturstufe der 
Ausschüsse nöthig oder nicht nöthig ; aber darin scheint dort zu 
weit gegangen zu sein, wenn der Eid vom Betheiligten gefor- 
dert werden kann. Will man das Recht, Eide zu fordern, über- 
haupt nur der zweiten Instanz einräumen , so ist dagegen wohl 
auch nichts einzuwenden ; die Eidesabnahme oder die ganze Ver- 
nehmung könnte dann, wenn diese Instanz bei der vorgesetzten 
Finanzstelle ist, den Gerichten oder Regiminalbehörden übertragen 
werden. 

Ein solches Verfahren wird zwar unausbleiblich als inquisi- 
torisch bezeichnet werden. Allein es ist eben ein Vorurtheil, 
hierin einen Vorwurf zu erblicken. Sind derlei Maassregeln im 
Interesse der Rechtspflege zulässig und nothwendig, warum sollten 
sie es nicht auch im Interesse der Besteuerung sein? Jede 
Lauheit, jede Zaghaftigkeit ist hier nur Schwäche, durch welche 
der Staat die Gesammtheit der Steuerpflichtigen benachteiligt 
und den Betrüger begünstigt. 

Wenn alle diese Befugnisse unzulänglich sind, so wird eine 
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strafrechtliche Verfolgung der Steuerdefraudanten , wie sie in 
Weimar vorbehalten ist, auch nicht mehr viel helfen, es sei denn, 
dass man ein Ergebniss von Haussuchungen erwartet, was aber 
bei der Leichtigkeit, mit welcher Urkunden verborgen werden 
können, keineswegs zweifellos ist. Hat man aber die Steuerbe- 
hörde mit minder weit gehenden Befugnissen ausgerüstet, so sollte 
dem Staat nicht vorenthalten sein, was jedem Privatmanne ge- 
währt ist, nämlich denjenigen gerichtlich als Betruger zu ver- 
folgen, der ihn durch falsche Angaben an seinem Vermögen zu 
beschädigen gesucht hat. 

Es ist hier noch das besondere Verfahren zu erwähnen, 
welches in Sachsen für Rentensteuerpflichtige bei Einkommen von 
mehr als 250 Thlr. zugelassen ist. Es besteht in einer Nach- 
bildung des englischen Verfahrens für Erwerbssteuerpflichtige 
(Schedula D), welche ihre Verhältnisse nicht bekannt werden 
lassen wollen. In diesem Falle hat der Pflichtige seine Erklärung 
bei dem Finanzbeamten (Bezirkssteuereinnehmer) einzureichen, 
während dessen ungeachtet die, Besteuerung durch die Localbe- 
hörde erfolgt. Zeigt dieser Schätzung gegenüber die Fassion 
ein erhebliches Minder, oder findet der Beamte sonst einen Grund 
zur Beanstandung, so ist derselbe im Benehmen mit dem Fatenten 
zu beseitigen; gelingt dies nicht, so wird die Schätzung der 
Commission vorbehaltlich des Berufungsrechts als Grundlage der 
Besteuerung genommen. Ueber diese Fassionen werden besondere 
Heberollen angelegt, von welchen die Lokalsteuereinnehmer Aus- 
züge empfangen, die anstatt der Namen nur Ziffern oder sonstige 
Zeichen enthalten. Der Pflichtige kann dann seine Zahlung durch 
dritte Personen vermitteln lassen , worüber die Quittung auf das 
Zeichen der Heberolle ausgestellt wird. 

Es ist nicht wohl einzusehen , weshalb bei dieser Steuer 
eine solche Heimlichkeit nothwendig sein soll. 

Im übrigen darf in Ansehung des Verfahrens sowohl als der 
Strafbestimmungen auf die Ausführungen über das Einkommen- 
steuerverfahren im Jahrg. 1865. S. 199 und 334 d. Zeitschrift 
Bezug genommen werden. In letzterer Hinsicht sei nur erwähnt, 
dass die bayerischen Strafbestimmungen in Ansehung der Kapital- 
rentensteuer vermöge des falschen Standpunktes, den die zweite 
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Kammer zu Gunsten der Defraudanten eingenommen hatte, ebenso 
ungenügend sind, wie bei der Einkommensteuer. Gegen unter- 
lassene Fassionen ist, wie es scheint, eine Defraudationsstrafe 
gar nicht, sondern nur eine Ungehorsamsstrafe im einfachen Be- 
trage der betreffenden Steuer angedroht. Es liegt die Vermuthung 
nahe, dass man vergessen hatte, wie auch durch Unterlassung 
der Fassion ebensogut eine Defraudation begangen werden kann, 
als durch falsche Angaben und dass eine blose Ungehorsamsstrafe 
nur da am Platze ist, wo eine specielle Ladung stattfindet, wo 
also jeder Steuerpflichtige als schon von vornherein bekannt an- 
genommen wird, wie bei der Gewerbe- oder Einkommensteuer. 
In Baden wird die dolose Nichtfatirung ebenso wie die falsche 
Fatirung mit dem vierfachen, die culpose mit dem einfachen Be- 
trage der Steuer bestraft; in Sachsen jede Hinterziebung vorbe- 
haltlich etwaiger Criminalstrafen mit dem vierfachen Betrage, oder 
wenn dieser nicht zu ermitteln wäre, mit 1 bis 100 Thl. ; auch 
wird die Geldbusse bei eingetretenem Unvermögen in Gefängniss 
verwandelt; daneben noch Ordnungsstrafen von 1 bis 20 Thlr. 
für andere Gesetzesübertretungen, namentlich durch Ungehorsam. 
In Weimar beträgt die Strafe für gänzliche oder theilweise Ver- 
schweigung den einfachen Jahresbetrag des verschwiegenen E i n- 
kommens und diese Strafe geht wie in Württemberg sogar 
auf die Erben über. 

Sftmmtliche Gesetze mit Ausnahme des bayerischen enthalten 
auch Vorschriften über die Verjährung der Strafen ; und zwar ist 
in Weimar die Verjährungsfrist 1 5, in Sachsen 3 (für Ordnungs- 
strafen 1), in Baden 5 und in Württemberg 3 Jahre. Im letzt- 
genannten Lande ist noch der sehr richtig gedachte Beisatz hinzu- 
gefügt, dass von Jahr zu Jahr wiederkehrende Unrichtigkeiten 
oder Unterlassungen der Steuerfassion eine fortgesetzte Steuer- 
geführdung bilden ohne Unterschied der Zeitentfernung, auf die 
sie sich zurückerstrecken. In Bayern wäre eine solche Bestim- 
mung um so Wünschenswerther, als, abgesehen von der kurzen 
dreijährigen Verjährungsfrist für jede einzelne Sleuerrate, für die 
Strafen die Vorschriften des Strafgesetzbuches analog zur An- 
wendung kommen müssen, wornach Uebertretungen, welche eine 
Strafe bis 150 Gulden zur Folge haben, schon in sechs Monaten, 
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Vergehen mit höheren Strafen in zwei Jahren verjähren. Fast 
alle Defraudationen, welche nicht sofort bei der Steuerregulirung 
entdeckt werden, sind daher der Verjährung ausgesetzt und es 
würde dagegen nicht einmal immer schützen, wenn man während 
des Laufs der Steuerperioden den Ausschuss einberufen wollte, 
um einen Strafausspruch zu Wege zu bringen, was leicht höhere 
Kosten verursacht, als der Betrag der Busse, die überdies nicht 
in die Staats- sondern in die Lokalarmenkasse fliesst. 

5) Die Berücksichtigung der Rentenänderungen. 

Allenthalben werden die Steuerregulirungen von Zeit zu Zeit 
wiederholt. In Württemberg und Baden alljährlich, in Weimar 
und Bayern periodenweise und zwar hier alle drei Jahre. Allent- 
halben, ausser in Württemberg, wo die Steuer unter allen Um- 
ständen für das volle Jahr bezahlt werden muss, ist aber auch 
Vorsorge getroffen, dass Aenderungen an dem Stande der Renten 
innerhalb der Steuerperioden Berücksichtigung finden. Am wei- 
testen geht in dieser Hinsicht das badische Gesetz, nach welchem 
jedes Aufhören eines Rentenbezugs vom Anfang des Monats an, 
in welchem dasselbe stattfindet, die betreffende Steuerpflicht auf- 
hebt, während andere Aenderungen am steuerbaren Kapitalwerth, 
Uebergänge auf andere Personen und eintretende Steuerbefreiungen 
nur jahrweise, nach dem Stande am 1. Mai, ebenso wie die Zu- 
gänge, Berücksichtigung finden. In Sachsen und Weimar kommen 
die Veränderungen semesterweise in Ab- und Zugang, in Bayern 
vierteljährig, hier jedoch mit der eigenthümlichen Bestimmung, 
dass solche Personen, welche steuerpflichtig werden , in dem 
gleichen Quartal zur Steuer gezogen werden, wo dies eintritt, 
diejenigen Personen dagegen, welche steuerfrei werden und ebenso 
alle Aenderungen im Rentenstand eines Pflichtigen erst im darauf 
folgenden Quartal zur steueramtlichen Behandlung gelangen. 

Durch diesen Mangel an principiellem Festhalten eines 
Standpunkts entstehen unleugbare Harten, indem beim Uebergänge 
von Renten von besteuerten auf noch nicht besteuerte Personen 
doppelte Quartalserhebungen stattfinden. Dies tritt namentlich bei 
Erbfällen hervor, wo die Renten einer Familie in einem Jahre die 
Steuer für fünf Vierteljahre bezahlen müssen. Es ist das eine 
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Singularität, welche in keinem anderen Gesetze ausser noch bei 
der bayerischen Einkommensteuer zu finden ist. 

Eine besondere sehr empfehlenswerte Anordnung enthält 
noch das sächsische Gesetz in der Verfügung, dass Ansprüche 
der Staatskasse auf Steuern abgelaufener Jahre nicht zu verfolgen 
sind, insoferne sie nicht auf rechnungsmässigen Rückständen, 
Rechnungsfehlern oder Hinterziehung beruhen. Es wird dadurch 
einer lästigen, gehässigen und wenig erspriesslichen Arbeit durch 
alljährlich vorkommende Nachholungen vorgebeugt. Wenn diese 
Maassregel aber nicht zu einseitiger Benachtheiligung des Staats 
gereichen soll, so muss auch die Abschreibung vom Antrage des 
Steuerpflichtigen abhängig gemacht und ebenso die Rückvergütung 
auf frühere Jahre ausgeschlossen werden. 

Schluss. 

Unter allen Umständen, auch wenn die directe Besteuerungs- 
weise gewählt wird, sollte Hand in Hand damit durch alle Steuer- 
gattungen den Schuldnern die Steuerfreiheit des verschuldeten Theils 
von ihrem Kapital und seinem Ertrage zugestanden werden. Die An- 
sichten der Autoritäten gehen zwar über die Kapitalrentensteuer so 
weit auseinander, dass nicht einmal über diese Frage Einstimmigkeit 
herrscht x ). Allein es liegt doch zu sehr auf der Hand, dass ein 
und derselbe Ertrag des Nationalvermögens nicht zweimal besteuert 
werden darf, als dass die Gerechtigkeit und volkswirtschaftliche 
Nothwendigkeit jener Forderung in Abrede gestellt werden könnte. 
Schon v. Jacob macht daher (§ 655) die Steuerfreiheit der ver- 
schuldeten Ertragsquellen zur Voraussetzung der Zinsensteuer; 
Rau (§ 384) sieht in der Mehreinnahme der Staatskasse nicht 
den einzigen Grund für die Empfehlung dieser Steuer, sondern 
auch in der gleichmässigeren Vertheilung der Staatslasten, welche 
eben in der Nichtbesteuerung des verschuldeten Kapital theils liegt; 



1) Fulda, Handbuch der Finanzwissenschaft § 180 a. E. spricht sich 
sogar entschieden gegen diese Steuerfreiheit aus, während andere, darunter 
Wirth, Stein, v. Hock sie wenigstens nicht ausdrücklich fordern, obwohl 
sie eine Folge der von ihnen vertretenen Reinertrags- oder auch Einkommens- 

besteuerung ist. 
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und Umpfenbach (§ 88) erklärt den Abzug der Schuldzinsen an 
den katastrirten Erträgen der Schuldner für das nothwendige 
Correlat derselben, ohne welches sie eine theoretische Fehlgeburt 
und praktische Unmöglichkeit sei. Ausführlich und gründlich 
entwickelt ist die Nothwendigkeit, Schulden auch bei der Ertrags- 
besteuerung zu berücksichtigen, insbesondere von Hoflmann im 
Jahrg. 1845. S. 294 d. Zeitschr. f. Staatswissenschaft. — Gleich- 
wohl scheint die von Rau angedeutete Ursache, nämlich die Ge- 
winnung eines neuen Einkommens ohne Verminderung des alten 
und die praktische Schwierigkeit den Anlass gegeben zu haben, 
dass die deutschen Gesetzgebungen diesem unbezweifelt begrün- 
deten Ansprüche der Schuldner nicht Rechnung tragen und that- 
sächlich den verschuldeten Theil der Ertragsquellen einmal in der 
Hand des Schuldners und dann noch einmal in der des Gläubigers 
besteuern. Diese Ungerechtigkeit ist aber nicht einmal praktisch 
gerechtfertigt. Werden nämlich die Schuldzinse bei der Erlrags- 
besteuerung nicht berücksichtigt, so ist die Finanzgewalt genöthigt, 
die Ertragssteuern nicht höher werden zu lassen, als sie auch den 
verschuldeten Steuerpflichtigen erschwinglich sind. Wiederholte 
Erfahrung beweist, dass die Kammern den Anforderungen- der 
Regierung den unwiderlegbaren Einwand entgegen halten, die 
verschuldeten Grundbesitzer vermöchten erhöhte Steuern nicht zu 
bezahlen. Hinter diesem sicheren Schild verstecken sich aber 
nicht nur die stark verschuldeten, sondern auch die wenig und 
gar nicht verschuldeten. Die Folge davon ist, dass die Steuern 
nicht nach der wirklichen Steuerkraft der Nation, sondern nach 
jener des schwächsten Theiles derselben bemessen werden müssen, 
und dass der grössere Theil der nationalen Ertragsquellen bei 
weitem nicht nach seiner Leistungsfähigkeit herbeigezogen wird, 
während ein kleinerer nahezu oder wirklich überlastet ist. 

Würde man dagegen den Schuldnern den an die Gläubiger 
bezahlten Theil des Ertrags steuerfrei lassen, so würde nicht nur 
eine gerechtere Veitheilung der Steuerlast herbeigeführt, sondern 
die Steuerfähigkeit der Nation würde dadurch gewaltig wachsen 
und der Ausfall, welcher allerdings dem grösseren Theil vom 
Ertrage der directen Rentensteuer gleichkäme, würde mehr als 
gedeckt werden, ohne dass die früheren Klagen laut werden 
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könnten. Die Hintansetzung jener Forderung der Gerechtigkeit 
rächt sich also bitter und die durch Doppeibesteuerung erzielte 
Mehreinnahme ist viel zu theuer erkauft. 

Die Art und Weise, auf welche diese Berücksichtigung der 
Schulden bei directer Besteuerung der Zinse gewährt zu werden 
vermag, wird immer eine Fassion der Passiva von Seite der 
Schuldner voraussetzen. Sowohl Hoffmann a. a. 0., als Rau § 401 
erkennen dies an, und Umpfenbach § 86 ff. macht diese Fassion 
sogar zur Grundlage für die Besteuerung der Zinsenempfänger, 
wodurch jedenfalls auch das erreicht wird, dass keine fingirten 
Schulden geltend gemacht werden können, weil der Gläubiger 
sich gegen die ihm zugemuthete Versteuerung von Zinsen, die 
er nicht bezieht, entschieden verwahren würde. 

Indessen tauchen bei Erwägung der praktischen Ausführbar- 
keit einer solchen Rücksichtnahme auf die Schuldner sehr ge- 
wichtige Bedenken auf. Die ins Ausland fliessenden Privatschuld- 
zinsen würden besondere Vorkehrungen erfordern; die Voraus- 
setzung, dass sämmtliche Ertragssteuern zu einem hohen Maasse 
der Gleichheit unter sich entwickelt wären, ist unerlässlich, wenn 
nicht dennoch Fictionen von Seite der Höchstbesteuerten zu fürchten 
sein sollen ; es müssten besondere, ausführliche Vorschriften er- 
lassen werden, auf welche Art die Schuldzinsen an den verschie- 
denen Erträgnissen eines Pflichtigen oder die Steuer aus jenen 
an seiner Gesammtschuldigkeit abgerechnet werden sollten; und 
die Masse der Correspondenzen und Controlarbeiten namentlich 
bei dem Umpfenbachischen Vorschlage wäre ausserordentlich gross, 
da hier das Kataster über die Rentensteuerpflichtigen aus den 
Fassionen der Schuldner gebildet werden müsste. 

Wir können daher nicht umhin , schliesslich wieder auf die 
indirecte Besteuerung der Zinsrenten zurückzukommen, wie wir 
sie im ersten Artikel empfohlen haben, als die in einem Ertrags- 
steuersystem allein principiell correcte und darum auch praktisch 
am besten ausführbare. 

Und fragt man, ob gerade in Bayern die Anziehung der 
Zinsrenten mit Steuerbeiträgen sich empfehlen würde, so antworten 
wir unbedenklich, dass wir die Voraussetzungen hier allerdings 
für gegeben erachten; denn wir haben in Bayern — abgesehen 
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von der Personalsteuer, welche aber hier nur von untergeordneter 
Bedeutung ist und deren Gleichstellung mit den übrigen Steuern 
jedenfalls nicht ausbleiben kann — ein ziemlich gleichheitlich 
durchgeführtes Ertragssteuersystem, wenn es auch mancher Er- 
gänzung und Besserung bedarf, und eine Kapitalrentensteuer in 
ähnlicher Höhe mit den übrigen Steuern. Wenn also die theo- 
retische Annahme von Werthverschiebungen und Störungen in 
den Erträgnissen der verschiedenen Arten des Kapitals auch 
richtig wäre, so müssten sich diese während der nahezu zwanzig 
Jahre, seitdem diese Abgabe eingeführt worden ist, gewiss voll- 
ständig vollzogen haben; eine neue Störung in den wirtschaft- 
lichen Verhältnissen wäre also nicht zu besorgen. Uebrigens ist 
thatsächlich diese Folge nicht eingetreten , es hat auch bis jetzt 
niemand behauptet, sie wahrgenommen zu haben. 

Zudem besteht in einem Theile unsers Steuerwesens, in den 
Ueberresten der alten Dominikai- oder Gefällsteuer, das System 
des Steuerbeitrags schon , wie oben x ) angedeutet worden ist. 
Niemand hat bis jetzt bezweifelt, dass es eine Forderung der 
Gerechtigkeit war , die Gefällberechtigten an der Tragung der 
Grundsteuer theilnehmen zu lassen und die Grundbesitzer um den 
Steuerantheil zu erleichtern, den sie jenen abziehen dürfen. Nie- 
mand hat behauptet, dass dieser Theil der Grundsteuer nicht 
wirklich von den Bentenbesitzern getragen wird. Warum' sollte 
also die volle Durchführung des im Kleinen bereits bei uns er- 
probten Princips unthunlich sein? 

Noch mehr! Unsere Verhältnisse scheinen einen Schritt in 
dieser Bichtung, eine Concession an die Gerechtigkeit zu Gunsten 
der verschuldeten Grundbesitzer und Industriellen sogar zu fordern. 
Die Klagen über allgemeine Creditlosigkeit und über Unerschwing- 
lichkeit der auf der Landwirtschaft haftenden Lasten sind bei 
weitem noch nicht verstummt. Es ist noch gar nicht lange her, 
dass man von einer permanenten Krisis gesprochen hat. In neuerer 
Zeit kommt dazu die Flauheit im Absatz der industriellen Producte 
in Folge der Kriegsstörungen und politischen Unsicherheit. Die 
Lage der verschuldeten Landwirthe ist noch lange nicht gebessert 
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und jene der mit fremdem Kapital arbeitenden Gewerbe ist schlimm 
genug. 

Dabei gehen wir einer namhaften Erhöhung sämmtlicher 
Steuern entgegen, welche den Schuldenfreien empfindlich genug 
fallen, den Verschuldeten aber zum Theil verhängnissvoll werden 
wird. Wann wäre also der rechte Augenblick, um einer For- 
derung der Gerechtigkeit zu entsprechen und den mit den finan- 
ziellen Bedürfnissen Hand in Hand gehenden Ansprüchen der 
Volkswirthschaft gerecht zu werden, wenn nicht jetzt? 

Dass man die directe Steuer, deren zwanzigjähriges Bestehen 
allerdings noch kein sehr langes ist, wieder aufgeben muss, darf 
nicht stören. Sie ist die Brücke zu dem Neuen, die Vorstufe zu 
dem Höheren und wir dürfen es jedenfalls nicht beklagen, sie 
gehabt zu haben. Jeder Fortschritt in der Besteuerung wird die 
Mitthätigkeit der Steuerpflichtigen in höherem Maasse in Anspruch 
nehmen und es ist daher nur Gewinn, wenn neben der Gewerbe- 
und Einkommensteuer auch die directe Kapitalrentensteuer dazu 
beigetragen hat, die Nation im Finanzgebiet an die Selbstver- 
waltung gewöhnen und die Behörden der freien Luft der öffent- 
lichen Controle zugänglich machen zu helfen. 



